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Gemeinde Hasle Ortsplanungsrevision

BZR VERGLEICH NEU – ALT
Schwarz = Text unverändert | Rot = Text bisher gestrichen | Grün = Text neu stadtlandplan AG | Blau = Text neu Muster Bau- und Zonenreglement
(MBZR) Kanton Luzern vom April 2022 | Violett = Text neu Bau- und Zonenreglement (BZR) Entlebuch (Entwurf 2022)

BZR neu BZR alt Kommentar

1. Allgemeine Bestimmungen 1. Allgemeine Bestimmungen
Art. 1 Zweck

Das Bau- und Zonenreglement bezweckt eine haus-
hälterische Nutzung des Bodens und eine geordnete
Besiedlung des Gemeindegebiets unter Beachtung
eines schonenden Umgangs mit den natürlichen Le-
bensgrundlagen und dem Orts- und Landschaftsbild
sowie die Schaffung und Erhaltung wohnlicher, qua-
litätsvoller Siedlungen und der räumlichen Voraus-
setzungen für die Wirtschaft. Dabei sind die weiteren
Ziele und Planungsgrundsätze der Raumplanung zu
beachten.

Übernahme MBZR

Art. 2 Zuständigkeit
1) Die Stimmberechtigten sind zuständig für den Erlass

von Zonenplänen, Bau- und Zonenreglementen und
Bebauungsplänen.

2) Der Gemeinderat ist zuständig für die Erteilung von
Baubewilligungen und Genehmigung von Gestal-
tungsplänen.

Art. 1 Geltungsbereich
Dieses Reglement gilt für das ganze Gemeindegebiet.

Übernahme MBZR, Er-
satz Art. 45 bisher

Art. 3 Rechtscharakter

Die Vorschriften dieses Reglements sind als öffentli-
ches Recht zwingend und können durch private Ver-
einbarungen weder abgeändert noch aufgehoben
werden.

Art. 2 Rechtscharakter

Die Vorschriften dieses Reglements sind als öffentliches
Recht zwingend und können durch private Vereinba-
rungen weder abgeändert noch aufgehoben werden.

Art. 4 Definition Familienwohnungen

Als Familienwohnungen gelten Wohnungen, die drei
oder mehr Zimmer aufweisen.

Verschiebung der Defini-
tion zu den allgemeinen
Festlegungen (vormals
Art. 48 Abs. 4; Spielplätze
und Freizeitanlagen) und
Anpassung an PBG (§
158 Abs. 2)

2. Nutzungsplanung

2.1 Gemeinsame Bestimmungen

Art. 5 Qualität
1) Bauten und Anlagen sind qualitätsvoll zu gestalten

und müssen sich gut in die bauliche Umgebung und
die Landschaft einfügen.

2) Für die Eingliederung sind in Ergänzung zu den Zo-
nenbestimmungen zu berücksichtigen:

- Prägende Elemente und Merkmale des Stras-
sen-, Orts- und Landschaftsbildes und Eigen-
heiten des Quartiers,

- Standort, Stellung, Form, Proportionen und
Dimensionen der Bauten und Anlagen,

- Die zweckmässige Anordnung und Dimensio-
nierung der Aussengeschoss- und Umge-
bungsflächen,

- Gestaltung benachbarter Bauten und Anla-
gen,

- Gestaltung, Materialwahl und Farbgebung von
Fassaden, Dächern und Reklamen,

- Gestaltung der Aussenräume, insbesondere
der Vorgärten und der Begrenzungen gegen

Übernahme MBZR und
BZR Entlebuch, teilweise
Ersatz bisheriger Art. 7



BZR alt-neu  |  23. September 2026  |  Stand öffentliche Auflage stadtlandplan AG |  2

den öffentlichen Raum,

- Umgebungsgestaltung, insbesondere bezüg-
lich Erschliessungsanlagen, Terrainverände-
rungen, Stützmauern und Parkierung.

3) Für Wohngebäude mit fünf und mehr Wohnungen
sind qualitativ hochstehende, der Wohn- und Aufent-
haltsqualität dienende Aussengeschoss- und Umge-
bungsflächen zu erstellen. Ausnahmen können auf
begründetes Gesuch hin bewilligt werden, wenn die
Erstellung dieser Flächen aufgrund der örtlichen Ver-
hältnisse nicht möglich oder zweckmässig oder die
Wohn- und Aufenthaltsqualität anderweitig sicherge-
stellt ist.

4) Der Gemeinderat kann für ortsbaulich wichtige oder
quartierrelevante Projekte ein qualitätssicherndes
Konkurrenzverfahren verlangen.

5) Im Rahmen des Baugesuchs ist in geeigneter Weise
darzulegen (Plan, Visualisierung, Beschreibung,
etc.), wie der Aussenraum gestaltet werden soll.

Art. 6 Voranfrage
1) Für Neubauten oder für Umbauten mit wesentlichen

räumlichen Auswirkungen kann zu Beginn der Pla-
nungs- und Projektierungsarbeiten eine Voranfrage
an die Gemeinde gemacht werden, um die ortsbau-
lichen Anforderungen und Rahmenbedingungen zu
klären.

2) Die Voranfrage ist in folgenden Fällen zwingend:
a) In den Dorfkernzonen sowie bei Kulturdenk-

mälern,
b) Bei Innenentwicklungsprojekten, welche zu ei-

ner wesentlichen baulichen Veränderung im
Quartier (wesentliche Vergrösserung von Bau-
volumen und/oder Gesamthöhe) oder Nut-
zungsänderung führen.

c) Bei Flächen mit der Überlagerung «Gestalteri-
sche Einheit»

Übernahme MBZR und
BZR Entlebuch

Art. 7 Begutachtung

Der Gemeinderat kann sich bei Fragen des Bauwe-
sens und zur Beurteilung der Qualitätsanforderungen
gemäss Art. 5 durch einzelne Fachleute oder durch
einen Fachbeirat beraten lassen. Er ist berechtigt, die
dadurch entstehenden Kosten ganz oder teilweise
auf den Gesuchsteller zu übertragen.

Übernahme MBZR und
BZR Entlebuch, teilweise
Ersatz Art. 59

2.2 Bauziffern 2. Nutzungsplanung, Allgemeines

Art. 8 Überbauungsziffer und Gebäudedimensio-
nen (ÜZ)

1) Die Überbauungsziffer ist das Verhältnis der anre-
chenbaren Gebäudefläche zur anrechenbaren
Grundstücksfläche. Sie wird für Hauptbauten und
Nebenbauten separat festgelegt.

2) Die maximal zulässigen Überbauungsziffern, Gebäu-
dehöhen sowie die Gebäudelängen sind in Anhang 1
dieses Reglements für jede Zone festgelegt.

Art. 3 Ausnützungsziffer
1) Für alle Ausnützungsziffern gilt der Faktor 1.0 ge-

mäss § 9 Abs. 2 der Planungs- und Bauverordnung
(PBV).

2) Für die Ermittlung der anrechenbaren Grundstücks-
fläche können die weiss dargestellten Strassenflä-
chen im Rahmen der kantonalen Vorschriften zu der
auf demselben Grundstück unmittelbar angrenzen-
den Bauzone gerechnet werden.

3) Wird mit einem Bauvorhaben die zulässige Ausnüt-
zung nicht ausgeschöpft, kann der Gemeinderat den
Nachweis verlangen, dass die Nutzungsreserve
ohne Beseitigung der geplanten Baute oder ohne un-
verhältnismässige Eingriffe in die Bausubstanz nach-
träglich in Anspruch genommen werden kann.

Umsetzung neue Nut-
zungsziffern gemäss
IVHB und System stadt-
landplan AG
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1 Zur Erläuterung siehe Skizzen im Anhang 2

Art. 9 Überbauungsziffer für Hauptbauten1

1) Die Überbauungsziffer für Hauptbauten ist von der
Gesamthöhe sowie der Dachgestaltung abhängig.
Als Grundwert gilt die ÜZ-a aus Anhang 1.

2) Für Schrägdachbauten nach Art. 57 und Flachdach-
bauten nach Art. 58 gilt die ÜZ-b aus Anhang 1.

3) Für Bauten, welche die zulässigen Gesamthöhen
(Grundwert und max. Gesamthöhe) um jeweils min-
destens 3.0 m unterschreiten, gilt die ÜZ-c aus An-
hang 1.

Umsetzung neue Nut-
zungsziffern gemäss
IVHB und System stadt-
landplan AG

Art. 10 Überbauungsziffer für Nebenbauten
1) Unter dem Begriff der Nebenbaute werden im vorlie-

genden Reglement Bauten mit einer Gesamthöhe bis
4,5 m zusammengefasst, unabhängig davon, ob sie
Haupt- oder Nebennutzflächen aufweisen.

2) Die maximal zulässigen Überbauungsziffern für Ne-
benbauten sind in Anhang 1 dieses Reglements für
jede Zone festgelegt.

Umsetzung neue Nut-
zungsziffern gemäss
IVHB und System stadt-
landplan AG

Art. 4 Ausnahmen

Der Gemeinderat kann darüber hinaus Ausnahmen im
Sinne von Art. 7 Abs. 3, Art. 8 Abs. 4, Art. 9 Abs. 3, Art.
28 Abs. 6, Art. 29 Abs. 7 und 17, Art. 31 Abs. 6, Art.
32 Abs. 2, Art. 42 Abs. 4, Art. 44 Abs. 1 und 3, Art. 49
Abs. 2, Art. 50 Abs. 2 und 5, Art. 51 Abs. 3, Art. 53
Abs. 5 sowie Art. 56 gewähren.

Art. 11 Zoneneinteilung
1) Das Gemeindegebiet wird in folgende Zonen einge-

teilt:
a) Bauzonen

Dorfkernzone I DI
Dorfkernzone II DII
Dorfkernzone Heiligkreuz DH
Kurzone Heiligkreuz KH
Wohnzone 2a niedrig / locker W2a
Wohnzone 2b niedrig W2b
Wohnzone 2c normal W2c
Wohnzone 2d dicht W2d
Wohnzone 3 W3
Wohnzone 4 W4
Wohn- und Arbeitszone 3a WA3a
Wohn- und Arbeitszone 3b WA3b
Arbeitszone A
Zone für öffentliche Zwecke Oe
Zone für Sport- und Freizeitanlagen S+F
Grünzone A GrA
Grünzone B GrB
Grünzone C GrC
Grünzone D GrD
Grünzone Gewässerraum (überlagert) GrG
Verkehrszone V
Sonderbauzone Zwischenwassern SZw
Sonderbauzone Zinggen SZi
Sonderbauzone Parkplatz SP

b) Nichtbauzonen

Landwirtschaftszone Lw
Weilerzone W
Reservezone RZ
Übriges Gebiet a üGa
Übriges Gebiet Verkehrsfläche üGa-V

Art. 5 Zoneneinteilung, weitere Festsetzungen
1) Das Gemeindegebiet wird in folgende Zonen einge-

teilt:
a) Bauzonen

Dorfkernzone I DI
Dorfkernzone II DII
Dorfkernzone Heiligkreuz DH
Kurzone Heiligkreuz KH
Dreigeschossige Wohnzone W3
Zweigeschossige Wohnzone     W2A, W2B, W2C

Wohn- und Arbeitszone ArW

Arbeitszone Ar
Weilerzone W
Zone für öffentliche Zwecke Oe
Zone für Sport- und Freizeitanlagen  S+F
Sonderbauzone Zwischenwasseren SZw
Sonderbauzone Zinggen SZi
Sonderbauzone Parkplatz SP

Grünzone Gr
Grünzone Gewässerraum GrG

b) Nichtbauzonen

Landwirtschaftszone Lw

Übriges Gebiet üG

Sport- und Erholungszone S+E

Weilerzone neu bei Nicht-
bauzone
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Sport- und Erholungszone S+E
Sonderzone Schimbrig-Bad SSB
Umgebungszone Kurzone Heiligkreuz UKH
Deponiezone DZ
Freihaltezone Gewässerraum (überlagert)  FrG
Freihaltezone Wildtierkorridor (überlagert)  FrW

c) Schutzzonen

Naturreservatszone Nr
Naturschutzzone Ns
Naturschutzzone Aue NsA
Naturschutzzone Aue über Wald NsA
Innere Schutzzone Dunkle Biene ISB
Äussere Schutzzone Dunkle Biene ÄSB
Wildruhezone Wr
Allgemeine Landschaftsschutzzone LsA
Landschaftsschutzzone Moorlandschaft LsM
Moorlandschaft Klein Entlen MLKE
Übriges Gebiet c üGc
Übriges Gebiet c über Wald üGc

2) Die Zonenpläne enthalten die folgenden weiteren
Festsetzungen:

- Veränderte Lärmempfindlichkeitsstufe (ge-
mäss BZR)

- Bebauungs- oder Gestaltungsplanpflicht

- Gestalterische Einheit

- Baulinie

- Gestaltung des Siedlungsrandes

- Markanter Einzelbaum / Baumgruppe

- Naturobjekt

- Besonderes Naturobjekt

Sonderzone Schimbrig-Bad SS
Umgebungszone Kurzone Heiligkreuz UKH

c) Schutzzonen

Naturreservatszone Nr
Naturschutzzone Ns
Landschaftsschutzzone Moorlandschaft Lm

Allgemeine Landschaftsschutzzone Ls
Wildruhezone Rw
Archäologische Schutzzone As

d) Gefahrenzonen

Gefahrenzone A1
Gefahrenzone A2
Gefahrenzone B1
Gefahrenzone B2
Gefahrenzone B3
Gefahrenzone B4

2) Der Zonenplan enthält die folgenden weiteren Fest-
setzungen:

- Naturobjekte
- Kulturobjekte
- Gebiet mit zulässiger verdichteter Bauweise
- Gebiet mit Gestaltungs- oder Bebauungsplan-

pflicht

Art. 6 Zonenpläne

Die Zonen sind in den Zonenplänen 1:2'000 Hasle Dorf,
Heiligkreuz, Grubenhag, Zwischenwasseren, Hab-
schwanden und Zinggen sowie im Zonenplan Land-
schaft 1:10'000 festgehalten, die integrierenden Be-
standteil dieses Reglements bilden. Zur ungefähren Ori-
entierung dienen die dem BZR beiliegenden verkleiner-
ten Ausgaben der Zonenpläne.

Bestimmung nicht mehr
notwendig

Art. 7 Verdichtete Bauweise
1) In den besonders bezeichneten Gebieten ist die

flachverdichtete Bauweise zulässig.
2) Überbauungen in flachverdichteter Bauweise

- gewährleisten eine haushälterische Nutzung
des Bodens durch geschlossene Bauweise für
zusammenhängende Gebäudegruppen,

- fassen den ruhenden Individualverkehr in Rand-
bereichen zusammen oder ordnen ihn unter
Terrain an,

- sehen eine Durchmischung von Wohnen und
zulässigem Gewerbe sowie verschiedener
Wohnungsgrössen vor,

- schaffen eine hohe Siedlungsqualität durch ge-
meinschaftliche Freibereiche und Räume,
Spielplätze und Grünanlagen,

- realisieren eine hohe Wohnqualität mit ruhigen
Wohnungen, variablen und flexiblen Grundris-
sen, gesicherter Privatsphäre und Möglichkei-
ten des individuellen Gestaltens in Haus und
Garten.

Thema «Verdichtung»
wird über neue Bestim-
mungen ohnehin gezielt
angegangen.
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3) Es können Abweichungen von der maximal zulässi-
gen Gebäudelänge gewährt werden.

3. Zonenvorschriften 3. Zonenvorschriften

3.1 Bauzonen 3.1 Bauzonen

Art. 12 Allgemeine Bestimmungen Dorfkernzonen
1) Die Dorfkernzonen bezwecken den Schutz und Er-

halt sowie die qualitätsvolle Weiterentwicklung des
Ortskerns.

2) Zulässig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen für bis
zu mässig störenden Dienstleistungs- und Gewerbe-
betrieben, zum Wohnen und zur Erfüllung öffentlicher
Aufgaben, die sich baulich und mit ihren Auswirkun-
gen in den Charakter des Ortskerns einfügen.

3) Der Grenzabstand für Hochbauten beträgt 4.0 m.
4) Fassaden von Haupt- und Nebengebäuden sind so

zu gestalten, dass sie sich in Gliederung und Propor-
tion in das Ortsbild einfügen. Die Materialwahl und
Farbgebung haben die herkömmliche Bauweise zu
berücksichtigen. Reklamen, Beschriftungen, Schau-
fenster und Displays müssen sich in Grösse, Gestal-
tung und Massstäblichkeit dem Ortsbild anpassen.

5) Dächer sind bei Neu- und Umbauten hinsichtlich
Firstrichtung, Neigung, Dachvorsprung und Einde-
ckung dem Ausdruck der Umgebung anzupassen.
Als ortstypische Eigenart gilt insbesondere die Sat-
teldachform. Für Hauptbauten sind Schrägdächer
mit einer Dachneigung von mindestens 18 Grad vor-
zusehen.

6) Als Bedachungsmaterial sind ortstypische Materia-
lien und Farbtöne zu verwenden.

Art. 8 Dorfkernzone I DI
1) Die Dorfkernzone I ist zur Bildung eines Dorf- und

Geschäftszentrums bestimmt. Das Orts- und
Dorfbild soll weitgehend erhalten bleiben und in guter
Gestaltung weiterentwickelt werden.

2) Neben Wohnungen sind Geschäfte, Dienstleistungs-
betriebe und höchstens mässig störende Gewerbe-
betriebe zulässig.

3) Bestehende Bauten sind in ihrer ursprünglichen Ge-
stalt zu erhalten oder wiederherzustellen. Abbruch-
bewilligungen dürfen nur erteilt werden, sofern die
Erstellung einer ortsbildgerechten Baute sicherge-
stellt oder die Freihaltung erwünscht ist.

4) Der Gemeinderat kann Ausnahmen von den Grenz-
und Gebäudeabstandsvorschriften gestatten.

Übernahme aus BZR Ent-
wurf Entlebuch

Abs. 3alt neu als Art. 13
Abs. 2

Abs. 3neu als Ersatz für
Ausnahmebestimmung
gemäss Abs. 4alt

(Abschnitte zu Dachauf-
bauten, Hauszugängen
etc. und Lärmempfind-
lichkeitsstufe wurden von
Entlebuch nicht über-
nommen) > Dachaufbau-
ten /-einschnitte etc. se-
parat geregelt.

Art. 13 Dorfkernzone I DI
1) Die Gesamt- und Fassadenhöhen haben sich am

Bestand zu orientieren. Die definitiven Gebäudedi-
mensionen legt der Gemeinderat unter gebührender
Berücksichtigung des Ortsbildes, aller raumrelevan-
ten Aspekte wie Aussenräume, Verkehr, Erschlies-
sung und Schutzansprüche sowie sonstiger öffentli-
cher und privater Interessen von Fall zu Fall fest.

2) Bestehende Bauten sind in ihrer ursprünglichen Ge-
stalt zu erhalten oder wiederherzustellen. Abbruch-
bewilligungen für Gebäude oder Gebäudeteile sowie
von baulichen Bestandteile der Umgebungestaltung
(Brunnen, Treppen, usw). dürfen nur erteilt werden,
sofern die Erstellung einer ortsbildgerechten Baute
sichergestellt oder die Freihaltung erwünscht ist.

3) Neu- und Ersatzbauten sowie Umbauten mit erheb-
lichen Auswirkungen auf das Ortsbild sind durch ein
von der Gemeinde eingesetztes Fachgremium zu be-
gleiten und zu beurteilen.

4) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Übernahme aus BZR Ent-
wurf Entlebuch Anreiz für
Gewerbenutzung im Erd-
geschoss

Ausnahme aufgrund be-
stehender reiner Wohn-
bauten

Übernahme aus BZR Ent-
wurf Entlebuch (BP Zent-
rum Schüpfheim)

Art. 14 Dorfkernzone II DII
1) Die Gesamt- und Fassadenhöhen sind in Anhang 1

festgelegt. Die Überbauungsziffer legt der Gemein-
derat unter gebührender Berücksichtigung des Orts-
bildes, aller raumrelevanten Aspekte wie Aussen-
räume, Verkehr, Erschliessung und Schutzansprü-
che sowie sonstiger öffentlicher und privater Interes-
sen von Fall zu Fall fest.

2) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Art. 9 Dorfkernzone II DII
1) Die Dorfkernzone II dient der Ausdehnung des be-

stehenden Dorfkernes.
2) Neben Wohnungen sind Geschäfte, Dienstleistungs-

betriebe und höchstens mässig störende Gewerbe-
betriebe zulässig.

3) Um eine dem Dorfkern angemessene Überbauung
zu ermöglichen, kann der Gemeinderat Ausnahmen
von Grenz- und Gebäudeabstandsvorschriften ge-
statten.

Abs. 2alt und 3alt sinnge-
mäss in Art. 12
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2 Zur Erläuterung siehe Skizzen im Anhang 5

Art. 15 Dorfkernzone Heiligkreuz DH
1) Die Dorfkernzone Heiligkreuz dient der Erhaltung des

bestehenden Wallfahrtsortes.
2) Es sind Restaurations- und Dienstleistungsbetriebe

sowie Wohnnutzungen zulässig.
3) Zum Schutz der Wallfahrtskirche und der typischen

Silhouette von Heiligkreuz ist bei baulichen Verände-
rungen den Anforderungen des Natur- und Heimat-
schutzes, insbesondere des ISOS, besondere Be-
achtung zu schenken. Der Baumbestand im Bereich
der Wallfahrtskirche und des Kurhauses ist zu erhal-
ten.

4) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe II.

Art. 10 Dorfkernzone Heiligkreuz DH
1) Die Dorfkernzone Heiligkreuz dient der Erhaltung des

bestehenden Wallfahrtsortes.
2) Es sind Restaurations- und Dienstleistungsbetriebe

sowie Wohnbauten zulässig.
3) Zum Schutz der Wallfahrtskirche und der typischen

Silhouette von Heiligkreuz ist bei Neubauten und
baulichen Veränderungen den Anforderungen des
Natur- und Heimatschutzes besondere Beachtung
zu schenken. Der Baumbestand im Bereich der Wall-
fahrtskirche und des Kurhauses ist zu erhalten.

Umgebungsschutz ISOS
in Vorschriften nicht gere-
gelt.

Art. 16 Kurzone Heiligkreuz KH
1) Die Kurzone Heiligkreuz dient der Erhaltung und Wei-

terentwicklung der bestehenden Kureinrichtungen.
Es besteht eine Bebauungsplanpflicht.

2) Zulässig sind Nutzungen für Beherbergung und Ho-
tellerie, Gastronomie, Seminare, Aus- und Weiterbil-
dung und Forschung. Die der Kur- und Erholungs-
stätte dienende Wohnnutzung ist auf die Bauberei-
che B1 und B2 des Bebauungsplans begrenzt. Die
Bauvorschriften werden im Bebauungsplan fest-ge-
legt.

3) Zum Schutz der typischen Silhouette von Heiligkreuz
ist bei Neubauten und baulichen Veränderungen den
Anforderungen des Natur- und Heimatschutzes ge-
mäss dem Inventar der schützenswerten Ortsbilder
der Schweiz (ISOS) besondere Beachtung zu schen-
ken. Der bestehende Baumbestand ist zu erhalten
oder mindestens gleichwertig zu ersetzen.

4) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe II.

Art. 11 Kurzone Heiligkreuz KH
1) Die Kurzone Heiligkreuz dient der Erhaltung und Wei-

terentwicklung der bestehenden Kureinrichtungen.
Es besteht eine Bebauungsplanpflicht.

2) Zulässig sind Nutzungen für Beherbergung und Ho-
tellerie, Gastronomie, Seminare, Aus- und Weiterbil-
dung und Forschung. Die der Kur- und Erholungs-
stätte dienende Wohnnutzung ist auf die Bauberei-
che B1 und B2 des Bebauungsplans begrenzt. Die
Bauvorschriften werden im Bebauungsplan festge-
legt.

3) Zum Schutz der typischen Silhouette von Heiligkreuz
ist bei Neubauten und baulichen Veränderungen den
Anforderungen des Natur- und Heimatschutzes ge-
mäss dem Inventar der schützenswerten Ortsbilder
der Schweiz (ISOS) besondere Beachtung zu schen-
ken. Der bestehende Baumbestand ist zu erhalten
oder mindestens gleichwertig zu ersetzen.

Art. 17 Wohnzone (W2a-c, W3, W4)
1) In der Wohnzone sind Bauten, Anlagen und Nutzun-

gen zum Wohnen und für Dienstleistungs- und Ge-
werbebetriebe zulässig, sofern sich diese baulich
und mit ihren Auswirkungen in die Wohnumgebung
einfügen. Massgebend sind dabei die durch den
Charakter und die Qualität des Wohnquartiers be-
stimmten örtlichen Verhältnisse.

2) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe II.

Art. 12 Wohnzonen W3 und W2A, W2B, W2C

Es gelten die Bestimmugen des PBG. Die zulässige
Grundmasse sind im Art. 2 BZR enthalten.

Übernahme aus MBZR

Art. 18 Wohn- und Arbeitszone (WA3a/b)
1) Die Wohn- und Arbeitszonen sind für Wohnnutzun-

gen in Verbindung mit höchstens mässig störenden
Gewerbenutzungen bestimmt. Reine Logistikbe-
triebe sind nicht gestattet.

2) Die maximal zulässigen Überbauungsziffern und Ge-
samthöhen sind in Anhang 1 dieses Reglements
festgelegt. Typ 1 definiert die Werte für Hauptbauten
mit Wohn-, Arbeits- oder gemischter Nutzung, Typ 2
definiert die Werte für zusätzliche Hauptbauten auf
demselben Grundstück mit ausschliesslicher Ar-
beitsnutzung.

3) Ein Transfer von Wohnnutzung zu Bauten gem.
Typ 2 ist zulässig, wenn im gleichen Umfang Gewer-
benutzung in den Bauten gem. Typ 1 realisiert wird.
Die Kompensationsmöglichkeit besteht nur für ober-
irdische Geschossflächen und muss flächengleich
erfolgen.2

4) Die oberirdische Geschossfläche errechnet sich
nach SIA 416, abzüglich der Flächen von

Art. 13 Wohn- und Arbeitszone WA
1) In der Wohn- und Arbeitszone sind höchstens mäs-

sig störende Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe,
die weder personen- noch güterverkehrsintensiv
sind, in Verbindung mit Wohnen zulässig.

2) Im besonders bezeichneten Gebiet sind personen-
verkehrsintensive Betriebe zulässig.

Übernahme aus Entwurf
BZR Entlebuch

Absätze 2 bis 4 regeln
die freie Verteilung der
Gewerbenutzung in ei-
nem Bauvolumen, wenn
Wohn- und Gewerbenut-
zung gemischt werden.



BZR alt-neu  |  23. September 2026  |  Stand öffentliche Auflage stadtlandplan AG |  7

Unterniveaubauten und unterirdischen Bauten ge-
mäss § 125 Planungs- und Baugesetz (PBG).

5) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Art. 19 Arbeitszone A
1) Die Arbeitszone ist für höchstens mässig störende

und für güterverkehrsintensive Dienstleistungs- und
Gewerbebetriebe bestimmt. Freie Lager und Um-
schlagplätze sind nur in Verbindung mit Betriebsbau-
ten gestattet. Verkaufsflächen für Güter des tägli-
chen Bedarfs sind nicht gestattet.

2) Die Nutzungs- und Baumasse sowie die erforderli-
chen Gestaltungsauflagen legt der Gemeinderat un-
ter gebührender Berücksichtigung des Orts- und
Landschaftsbildes, der gewerblichen/industriellen
Erfordernisse und der öffentlichen und privaten Inte-
ressen fest.

3) Es gilt ein minimaler Grenzabstand von 4.0 m.
4) Wohnungen dürfen nur für Betriebsinhaber und für

betrieblich an den Standort gebundenes Personal er-
stellt werden. Die Wohnungen sind baulich in die In-
dustrie-, Gewerbe- und Dienstleistungsbauten zu in-
tegrieren.

5) Mit dem Baugesuch ist ein Umgebungsplan einzu-
reichen, welcher eine gute Eingliederung der Bauten
und Anlagen in das Landschaftsbild gewährleistet.

6) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Art. 14 Arbeitszone A
1) Die Arbeitszone ist für Mittel- bis Grossbetrieben be-

stimmt, die wegen ihrer Emissionen, ihrer Güterver-
kehrsintensität oder ihrer Ausmasse in keiner ande-
ren Zonen zulässig sind.

2) Ausnützung und Höhe sowie Art und Weise der Be-
bauung werden vom Gemeinderat unter gebühren-
der Berücksichtigung der Produktionserfordernisse
und der öffentlichen und privaten Interessen von Fall
zu Fall festgelegt.

3) Zulässige Wohnungen sind baulich in die Industrie-,
Gewerbe- und Dienstleistungsbauten zu intergrieren.

Übernahme aus Entwurf
BZR Entlebuch

Zur Sicherung der Zent-
rumsfunktionen von Kern
-und Dorfzonen sollen
keine Verkaufsflächen in
den Arbeitsgebieten er-
laubt werden.

Keine ÜZ in den Arbeits-
zonen; Festlegung durch
Gemeinderat (Moderni-
sierung des bisherigen
Art. 14 Abs. 2)

Abs. 4 Formulierung
übernommen aus MBZR

Art. 15 Weilerzone W
1) …

Neu gehört die Weiler-
zone zu den Nichtbauzo-
nen

Neu Art. 29.

Art. 20 Zone für öffentliche Zwecke Oe
1) In der Zone für öffentliche Zwecke sind Bauten, An-

lagen und Nutzungen zulässig, die überwiegend zur
Erfüllung öffentlicher Aufgaben benötigt werden und
den folgenden umschriebenen Zwecken entspre-
chen:

A Kirche

B Friedhof

C Pfarrhaus

D Zivilschutz

E Schule
2) Der Gemeinderat legt Nutzung und Baumasse im

Einzelfall unter Berücksichtigung öffentlicher und pri-
vater Interessen fest.

3) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe II.

Art. 16 Zone für öffentliche Zwecke Oe
1) Der Nutzungszweck der Zone für öffentliche Zwecke

ist aus Anhang 1 ersichtlich.

A Kirche

B Friedhof

C Pfarrhaus

E Feuerwehr, Zivilschutz

F Schule

G Parkplätze
2) Geschosszahl und Ausnützung werden vom Ge-

meinderat im Einzelfall unter gebührender Berück-
sichtigung der öffentlichen und privaten Interessen
festgelegt.

Übernahme MBZR

Aktualisierung der Nut-
zungen.

Art. 21 Zone für Sport- und Freizeitanlagen S+F
1) In der Zone für Sport- und Freizeitanlagen sind Bau-

ten, Anlagen und Nutzungen zulässig, die den fol-
genden umschriebenen Zwecken entsprechen:

A Schul- und Vereinssportanlagen, Camping

B Spiel- und -Sportanlagen, Camping

C Schwinghalle

D Skiliftanlage Heiligkreuz
2) Der Gemeinderat legt Nutzung und Baumasse im

Einzelfall unter Berücksichtigung öffentlicher und pri-
vater Interessen fest.

3) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Art. 17 Zone für Sport- und Freizeitanlagen S+F
1) Der Nutzungszweck der Zone für Sport- und Freizeit-

anlagen ist aus Anhang 2 ersichtlich.

A Schul- und Vereinssportanlagen

B Familienspiel- und -sportanlagen

C Schwinghalle

D Skiliftanlage Heiligkreuz
2) Ausmass von Hochbauten sowie Gestaltung von

Bauten und Anlagen hat der Gemeinderat im Einzel-
fall unter gebührender Berücksichtigung der öffentli-
chen und privaten Interessen festzulegen.

Übernahme MBZR

Aktualisierung der Nut-
zungen.
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Art. 18 Sonderbauzone Zwischenwassern SZw
1) …

Art. 18 ist aufgrund Ab-
tausch der Reihenfolge
weiter unten zu finden
(neuer Art. 25).

Art. 19 Sonderbauzone Zinggen SZi
1) …

Art. 19 ist aufgrund Ab-
tausch der Reihenfolge
weiter unten zu finden
(neuer Art. 26).

Art. 19a Sonderbauzone Viehhandlung SV
1) Die Sonderbauzone Viehhandlung dient

a) dem Betrieb einer Viehhandlung mit den dazu
notwendigen Einrichtungen wie Stallung, Verlad,
An- und Auslieferung sowie der Parkierung und
Reinigung von Transportfahrzeugen

b) der Kühllagerung von Fleischprodukten
2) Wohnnutzungen (maximal zwei Familienwohnungen)

sind nur für Betriebsinhaber/-leiter und für Betriebs-
personal zulässig.

3) Es sind ausschliesslich Bauten und Anlagen zulässig,
die dem Zweck unter Abs. 1 dienen. Bauten und An-
lagen sind mittels geeigneter Architektur und Be-
pflanzung in die landschaftliche Umgebung einzu-
passen.

4) Die Gebäudemasse werden vom Gemeinderat unter
Berücksichtigung der betrieblichen Anforderungen
sowie der Einpassung in die landschaftliche Umge-
bung festgelegt. Zur Beurteilung der Eingliederung ist
dem Gemeinderat ein Vorprojekt einzureichen. Der
Gemeinderat kann sich bei seiner Beurteilung durch
externe Fachpersonen beraten lassen.

5) Wenn die Bauten und Anlagen innerhalb von 5 Jah-
ren ab Inkrafttreten der Sonderbauzone nicht reali-
siert sind, erlischt die Sonderbauzone und es gelten
wieder die Bestimmungen der Landwirtschaftszone.

1) Es gilt die Lärm-Empfindlichkeitsstufe III.

Die Festlegungen zur
Sonderbauzone Vieh-
handlung werden auf-
grund ungenutzt abgelau-
fener Bebauungsfrist ge-
strichen.

Art. 20 Sonderbauzone Parkplatz SP
1) …

Art. 20 ist aufgrund Ab-
tausch der Reihenfolge
weiter unten zu finden
(neuer Art. 27).

Art. 22 Grünzone GrA, B, C, D
1) Die Grünzone A umfasst Flächen innerhalb und am

Rande des Baugebietes, die von Bauten und Anla-
gen freigehalten werden sollen. Zulässig sind in ers-
ter Linie die landwirtschaftliche und gartenbauliche
Nutzung, sowie die Erstellung von Kleintierställen
und Bienenhäusern. Der Gemeinderat kann bei Be-
darf eine naturnahe Spiel- und Freizeitnutzung bewil-
ligen, sofern sich diese unterordnen und gut einglie-
dern. Vorbehalten bleiben Einschränkungen durch
überlagerte Festlegungen (z.B. Grundwasserschutz,
Gewässerraum, Waldabstand).

2) In der Grünzone B ist in Ergänzung zu den Nutzun-
gen in Abs. 1 auch die Erschliessung und Parkierung
zulässig. Von Fahrzeugen befahrene Flächen sind
versickerungsfähig auszugestalten.

3) Die Grünzone C umfasst Flächen für die Spiel- und
Freizeitnutzung. Zulässig sind ebenfalls die landwirt-
schaftliche und gartenbauliche Nutzung. Die Flächen
sind mehrheitlich als Grünfläche mit natürlichem Bo-
denaufbau auszubilden und nach Möglichkeit mit
strukturierenden und schattenspendenden, stand-
ortgerechten Gehölzen auszustatten. Befestigte Flä-
chen sind sickerfähig auszugestalten.

Art. 21 Grünzone Gr
1) Der Zweck und die zulässige Nutzung der einzelnen

Teile der Grünzone sind aus Anhang 3 ersichtlich.

1. Landwirtschaftliche Nutzung

2. Freihaltung Fluss- und Bachufer, landwirt-
schaftliche Nutzung

3. Landwirtschaftliche Nutzung gemäss Grund-
wasserschutzplan

4. Freihaltung

5. Auf den Parzellen Nrn. 17, 18, 19 und 20: La-
gerung von Kies, Manövrierfläche und Werkzu-
fahrt (bestehend).

6. Freihaltung von Fluss- und Bachufer, Sicherung
natürliche Ufervegetation, Freizeitnutzung, Grill-
platz, Grundstückszufahrt für Parz. 48

1) Neue Hochbauten sind mit Ausnahme von Kleintier-
ställen und Bienenhäusern unzulässig.

Analog Grünzonen in Gde
Entlebuch.

Alte Nutzungen Nr. 1-4
durch Grünzone A abge-
deckt.

Alte Nutzung Nr. 5 durch
Grünzone D abgedeckt.

Alte Nutzung Nr. 6 durch
Grünzone B abgedeckt.

Grünzone C zur Siche-
rung von Spielflächen in
früheren GPs.
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3 Parzellennummer zum Zeitpunkt des Erlassdatums.

4) Die Grünzone D umfasst Flächen für die Lagerung
von Kies und Erschliessungsflächen.

5) Bauten und Anlagen sind nur soweit zulässig, als sie
dem Zonenzweck entsprechen.

6) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Art. 23 Grünzone Gewässerraum (überlagert) GrG
1) Die Grünzone Gewässerraum bezweckt die Freihal-

tung des Gewässerraums entlang der Gewässer in-
nerhalb der Bauzonen.

2) Die Grünzone Gewässerraum ist anderen Zonen
überlagert. Die überlagerte Fläche zählt zu der anre-
chenbaren Grundstücksfläche.

3) Die Nutzung richtet sich nach Art. 41c der Gewäs-
serschutzverordnung (GSchV).

Art. 21a Grünzone Gewässerraum überlagert (GrG)
1) Die Grünzone Gewässerraum dient dem Schutz der

Gewässer und ihrer Uferräume sowie dem Schutz
vor Hochwasser. Sie überlagert andere Zonen.

2) Innerhalb dieser Zone sind Bauten, Anlagen und Nut-
zungen zulässig gemäss Art. 41c Gewässerschutz-
verordnung (GSchV) zulässig.

Übernahme aus MBZR

Art. 22 Grundmasse für Bauzonen

(Tabelle)

Art. 24 Verkehrszone V
1) Die Verkehrszone umfasst Flächen für die Strassen

und den Bahnverkehr.
2) In dieser Zone gelten die Bestimmung der Strassen-

und Eisenbahngesetzgebung.

Übernahme MBZR ana-
log § 52 PBG

Art. 25 Sonderbauzone Zwischenwassern SZw
1) Die Sonderbauzone Zwischenwassern dient der Er-

stellung von Bauten für die Lagerung von Gütern des
landwirtschaftlichen Bedarfes, für die Erstellung ei-
nes Viehschauplatzes und von Parkierungsanlagen
sowie für den Betrieb einer kommunalen Entsor-
gungs-Sammelstelle mit Kompostierungsanlage. Zu-
sätzlich sind die Errichtung und der Betrieb eines
Feuerwehrlokals sowie eines kommunalen Werkhofs
zulässig. Nutzungen für das Baugewerbe sind im be-
stehenden Ausmass zugelassen.

2) Die Bauten und Anlagen sind mittels geeigneter Ar-
chitektur und Bepflanzung in die landschaftliche Um-
gebung einzupassen.

3) Grundsätzlich sind Belagsflächen mit Naturmateria-
lien (Kies, Schotterrassen u. dgl.) vorzusehen. Aus-
genommen davon sind die Zufahrt zu den Bauten,
die Plattform für die Entsorgungs-Sammelstelle, der
Viehschauplatz sowie der Vorplatz des Feuerwehr-
lokals und des kommunalen Werkhofs.

4) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Art. 18 Sonderbauzone Zwischenwassern SZw
1) Die Sonderbauzone Zwischenwasseren dient der Er-

stellung von Bauten für die Lagerung von Gütern des
landwirtschaftlichen Bedarfes, für die Erstellung ei-
nes Viehschauplatzes und von Parkierungsanlagen
sowie für den Betrieb einer kommunalen Entsor-
gungs-Sammelstelle mit Kompostierungsanlage. Zu-
sätzlich sind die Errichtung und der Betrieb eines
Feuerwehrlokals sowie eines kommunalen Werkhofs
zulässig.

2) Die Bauten und Anlagen sind mittels geeigneter Ar-
chitektur und Bepflanzung in die landschaftliche Um-
gebung einzupassen.

3) Grundsätzlich sind Belagsflächen mit Naturmateria-
lien (Kies, Schotterrassen u. dgl.) vorzusehen. Aus-
genommen davon sind die Zufahrt zu den Bauten,
die Plattform für die Entsorgungs-Sammelstelle, der
Viehschauplatz sowie der Vorplatz des Feuerwehrlo-
kals und des kommunalen Werkhofs.

Unveränderte Über-
nahme bisheriger Artikel,
Ergänzung, dass Nutzun-
gen für das Baugewerbe
im bestehenden Aus-
mass zulässig sind (Vor-
schlag gemäss ab-
schliessendem Vorprü-
fungsbericht)

Art. 26 Sonderbauzone Zinggen SZi
1) Die Sonderbauzone Zinggen dient primär dem Be-

trieb einer Tiefbauunternehmung sowie dem Unter-
halt, der Vermietung und dem Verkauf von Bauma-
schinen. Weiter dient sie der Förderung von Kies und
der Verarbeitung zu Halb- und Fertigprodukten für
Tiefbau.

2) Es sind ausschliesslich Bauten und Anlagen zulässig,
die dem Zweck unter Abs. 1 dienen. Neubauten und
wesentliche Änderungen an bestehenden Bauten
sind mittels geeigneter Architektur und Bepflanzung
in die landschaftliche Umgebung einzupassen.

3) Auf der Parz. Nr. 1093 (Parzellennummer zum Zeit-
punkt des Erlassdatums) sind zwei Wohnungen so-
wie eine Wohnung im Dachgeschoss des bestehen-
den Wohnhauses zulässig. Zusätzlich ist innerhalb

Art. 19 Sonderbauzone Zinggen SZi
1) Die Sonderbauzone Zinggen dient primär dem Be-

trieb einer Tiefbauunternehmung sowie dem Unter-
halt, der Vermietung und dem Verkauf von Bauma-
schinen. Weiter dient sie der Förderung von Kies und
der Verarbeitung zu Halb- und Fertigprodukten für
Tiefbau.

2) Es sind ausschliesslich Bauten und Anlagen zulässig,
die dem Zweck unter Abs. 1 dienen. Neubauten und
wesentliche Änderungen an bestehenden Bauten
sind mittels geeigneter Architektur und Bepflanzung
in die landschaftliche Umgebung einzupassen.

3)  Auf der Parz. Nr. 10933 sind zwei Wohnungen sowie
eine Wohnung im Dachgeschoss des bestehenden
Wohnhauses zulässig. Zusätzlich ist innerhalb der
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4 Parzellennummer zum Zeitpunkt des Erlassdatums.

der Sonderbauzone eine Betriebsleiterwohnung zu-
lässig.

4) Es sind mindestens 15 % ökologische Ausgleichsflä-
che zu schaffen und langfristig zu erhalten.

5) Die unüberbauten Flächen auf den Parzellen Nr. 17
und 18 (Parzellennummer zum Zeitpunkt des Erlass-
datums) sind bei einer Betriebsaufgabe und/oder
nach Abschluss der unter Abs. 1 erwähnten Nutzung
in standortgerechter Weise zu rekultivieren. Die Flä-
chen sind als landwirtschaftliche Nutzungs- und Aus-
gleichsflächen auszugestalten und in die Landwirt-
schaftszone zurückzuführen.

6) Falls die Endgestaltung oder Rekultivierung nicht
ordnungsgemäss erfolgt, lässt sie der Gemeinderat
auf Kosten des Unternehmers vornehmen.

7) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe IV. Für die Par-
zelle 1093 gilt die ES III.

Sonderbauzone eine Betriebsleiterwohnung zuläs-
sig.

4) Ein allfälliger Mehrlängenzuschlag entfällt.
5) Die unüberbauten Flächen auf den Parzellen Nr. 174

und 182 sind bei einer Betriebsaufgabe und/oder
nach Abschluss der unter Abs. 1 erwähnten Nutzung
in standort-gerechter Weise zu rekultivieren. Die Flä-
chen sind als landwirtschaftliche Nutzungs- und Aus-
gleichsflächen auszugestalten und in die Landwirt-
schaftszone zurückzuführen.

6) Falls die Endgestaltung oder Rekultivierung nicht
ordnungsgemäss erfolgt, lässt sie der Gemeinderat
auf Kosten des Unternehmers vornehmen.

7) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe (LES) IV.

Art. 27 Sonderbauzone Parkplatz SP
1) Die Sonderbauzone Parkplatz dient der Erstellung öf-

fentlich zugänglicher Grossparkplätze.
2) Bei der Erstellung neuer oder der Erneuerung beste-

hender Parkplätze ist ein Gestaltungsplan vorzule-
gen, der die landschaftliche Einordnung mindestens
durch eine Randbepflanzung mit standortgerechten
Bäumen und Sträuchern sicherstellt.

3) Bei der Erstellung neuer Parkplätze und bei Be-
lagserneuerungen ist dafür zu sorgen, dass ein mög-
lichst grosser Teil des Meteor- und Schmelzwassers
an Ort und Stelle versickert.

Art. 20 Sonderbauzone Parkplatz SP
1) Die Sonderbauzone Parkplatz dient der Erstellung öf-

fentlich zugänglicher Grossparkplätze.
2) Bei der Erstellung neuer oder der Erneuerung beste-

hender Parkplätze ist ein Gestaltungsplan vorzule-
gen, der die landschaftliche Einordnung mindestens
durch eine Randbepflanzung mit standortgerechten
Bäumen und Sträuchern sicherstellt.

3) Bei der Erstellung neuer Parkplätze und bei Be-
lagserneuerungen ist dafür zu sorgen, dass ein mög-
lichst grosser Teil des Meteor- und Schmelzwassers
an Ort und Stelle versickert.

3.2 Nichtbauzonen 3.2 Nichtbauzone

Art. 28 Landwirtschaftszone Lw (§ 54 PBG)
1) In der Landwirtschaftszone gelten die kantonalen

und bundesrechtlichen Vorschriften.
2) Standort, Dimension, Gestaltung und Materialien von

Bauten und Anlagen sind so zu wählen, dass sich
diese gut ins Landschaftsbild und in die bestehende
Bebauung einordnen. Neue landwirtschaftliche Bau-
ten sind möglichst in Hofnähe zu erstellen.

3) Wertvolle Lebensräume von Tier- und Pflanzenarten
sind soweit möglich zu erhalten und untereinander zu
vernetzen.

4) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Art. 23 Landwirtschaftszone Lw
1) Bestehende ortstypische Bauten sind, soweit sie

sinnvoll genutzt werden können, zu erhalten oder
wiederherzustellen. Bauten und Anlagen sind so zu
gestalten, dass zusammen mit der überlieferten Bau-
substanz ein harmonisches Landschaftsbild gewähr-
leistet ist. Bauten und Anlagen sind in der Regel mit
einheimischen, standortgerechten Bäumen und
Sträuchern zu begrünen.

2) Jauchesilos sind so ins Gelände einzufügen, dass sie
möglichst wenig in Erscheinung treten. Wo sie mehr
als 1 m über das gestaltete Terrain hinausreichen,
sind sie durch Bepflanzung mit einheimischen Gehöl-
zen abzudecken.

3) Bei subventionierten Bauten ist die Gestaltung von
den kantonalen Behörden mit der Baubehörde der
Gemeinde vor der Detail-Projektierung abzuspre-
chen.

4) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Übernahme MBZR

Art. 29 Weilerzone W
1) Die Weilerzone dient der Erhaltung und der massvol-

len Erneuerung und Ergänzung des Weilers Hab-
schwanden unter Wahrung der bestehenden Bau-
substanz und des Weilerbildes sowohl hinsichtlich
des Charakters des ganzen Weilers als auch der Er-
scheinung der einzelnen Gebäude und Aussen-
räume.

2) Für landwirtschaftliche Bauten gelten die Bestim-
mungen für zonenkonforme Bauten in der Landwirt-
schaftszone. Die zulässigen Masse sind von den
kantonalen Fachstellen ermitteln zu lassen.

Art. 15 Weilerzone W
1) Die Weilerzone dient der Erhaltung und der massvol-

len Erneuerung und Ergänzung des Weilers Hab-
schwanden unter Wahrung der bestehenden Bau-
substanz und des Weilerbildes sowohl hinsichtlich
des Charakters des ganzen Weilers als auch der Er-
scheinung der einzelnen Gebäude und Aussen-
räume.

2) Für landwirtschaftliche Bauten gelten die Bestim-
mungen für zonenkonforme Bauten in der Landwirt-
schaftszone. Die zulässigen Masse sind von den
kantonalen Fachstellen ermitteln zu lassen.
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3) Nicht mehr benötigte landwirtschaftliche Ökonomie-
bauten dürfen zu Arbeitszwecken umgenutzt wer-
den. Zulässig sind nicht oder mässig störende Ge-
schäfts- und Gewerbebetriebe, sofern sie den Cha-
rakter des Weilers nicht stören.

4) Um- und Ersatzbauten nicht landwirtschaftlicher
Bauten sind im Rahmen des gegebenen Bauvolu-
mens möglich. Nichtlandwirtschaftliche Wohnbauten
können zudem einmalig um max. 25 % der anre-
chenbaren Geschossfläche erweitert werden.

5) Alle baulichen Massnahmen müssen sich ins Weiler-
bild einfügen. Dies gilt insbesondere bezüglich:

- Stellung,

- Kubische Erscheinung,

- Dachform, Dachneigung und Dachvorsprung,

- Fassadengestaltung,

- Material- und Farbwahl,

- Umgebungsgestaltung.
6) Die Umgebungsbereiche sind ortsüblich zu bepflan-

zen. Insbesondere ist die Zahl der hochstämmigen
Obstbäume weitmöglichst zu erhalten.

7) Der Gemeinderat ist berechtigt, im Rahmen der Bau-
bewilligung weitergehende Auflagen zum Schutz des
Weilerbildes zu erlassen. Dabei stützt er sich auf eine
von ihm eingesetzte Fachinstanz.

8) Bestehende landwirtschaftliche und gewerbliche Be-
triebe können erhalten und erneuert sowie zuguns-
ten des Tierwohls angepasst werden. Die umwelt-
schutzrechtlichen Erleichterungsmöglichkeiten nach
Art. 38a der Raumplanungsverordnung des Bundes,
insbesondere die Möglichkeit einer Zustimmung der
von den Geruchs- oder Lärmimmissionen betroffe-
nen Personen gemäss Absatz 3, werden für an-
wendbar erklärt.

9) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

3) Nicht mehr benötigte landwirtschaftliche Ökonomie-
bauten dürfen zu Arbeitszwecken umgenutzt wer-
den. Zulässig sind nicht oder mässig störende Ge-
schäfts- und Gewerbebetriebe, sofern sie den Cha-
rakter des Weilers nicht stören.

4) Um- und Ersatzbauten nicht landwirtschaftlicher
Bauten sind im Rahmen des gegebenen Bauvolu-
mens möglich. Nichtlandwirtschaftliche Wohnbauten
können zudem ein-malig um max. 25% der anre-
chenbaren Geschossfläche erweitert werden.

5) Alle baulichen Massnahmen müssen sich ins Weiler-
bild einfügen. Dies gilt insbesondere bezüglich:

- Stellung,

- Kubische Erscheinung

- Dachform, Dachneigung und Dachvorsprung,

- Fassadengestaltung,

- Material- und Farbwahl,

- Umgebungsgestaltung.
6) Die Umgebungsbereiche sind ortsüblich zu bepflan-

zen. Insbesondere ist die Zahl der hochstämmigen
Obstbäume weitmöglichst zu erhalten.

7) Der Gemeinderat ist berechtigt, im Rahmen der Bau-
bewilligung weitergehende Auflagen zum Schutz des
Weilerbildes zu erlassen. Dabei stützt er sich auf eine
von ihm eingesetzte Fachinstanz.

8) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III. Ergänzung durch Abs. 8
(Vorrang Landwirtschaft)
aufgrund landw. Projekt.

Art. 30 Reservezone RZ (§ 55 PBG)
1) Die Reservezone umfasst Land, dessen Nutzung

noch nicht bestimmt ist.
2) In dieser Zone gelten die Bestimmungen der Land-

wirtschaftszone.
3) Bei ausgewiesenem Bedarf kann in der Reservezone

langfristig die Bauzone erweitert werden.
4) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Übernahme aus MBZR

Art. 31 Übriges Gebiet üGa/c (§ 56 PBG)
1) Im Übrigen Gebiet gelten die Bestimmungen der

kantonalen oder kommunalen Schutzverordnungen
nach der Natur- und Landschaftsschutzgesetzge-
bung.

2) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Art. 24 Übriges Gebiet üG
1) Das üGa umfasst Gebiete, die keiner Nutzung zuge-

ordnet werden können sowie Strassenflächen, die
nicht der Landwirtschaftszone oder einer Bauzone
zugewiesen sind.

2) In Gebieten, deren Nutzung noch nicht festgelegt ist
(üGb), dürfen keine Bauten bewilligt werden, die eine
mögliche zukünftige Nutzung beeinträchtigen könn-
ten.

3) In den besonders bezeichneten Gebieten (üGc) gilt
eine kantonale Schutzverordnung.

4) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Präzisierung übriges Ge-
biet a und c (Übernahme
aus BZR Entlebuch)

Art. 32 Sport- und Erholungszone S+E
1) Die Sport- und Erholungszone überlagert andere Zo-

nen und ergänzt deren Bestimmungen. Bei Überla-
gerung von Übrigem Gebiet, der Allgemeinen Land-
schaftsschutzzone und der Landschaftsschutzzone
Moorlandschaft haben die entsprechenden Schutz-
bestimmungen Vorrang. Im Kontaktbereich zum
Wald ist der Geltungsbereich im Bedarfsfall durch die
Forstbehörden festzustellen.

Art. 25 Sport- und Erholungszone S+E
1) Die Sport- und Erholungszone überlagert andere Zo-

nen und ergänzt deren Bestimmungen. Bei Überla-
gerung von Übrigem Gebiet, der Allgemeinen Land-
schaftsschutz-zone und der Landschaftsschutzzone
Moorlandschaft haben die entsprechenden Schutz-
bestimmungen Vorrang. Im Kontaktbereich zum
Wald ist der Geltungsbereich im Bedarfsfall durch die
Forstbehörden festzustellen.
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2) In der Sport- und Erholungszone sind die Sport- und
Erholungsnutzung wie Skifahren, Langlaufen, Wan-
dern, Spazieren und dergleichen und die dazu not-
wendigen Einrichtungen, Bauten und Anlagen wie
Transportanlagen, Wege und dergleichen zulässig,
sofern die Land- und Forstwirtschaft nicht übermäs-
sig beeinträchtigt wird.

3) Die Erholungsnutzung sowie neue Bauten und Anla-
gen sind mit der Natur und der Landschaft in Ein-
klang zu bringen. Naturnahe Biotope und Lebens-
räume von bedrohten Tier- und Pflanzenarten dürfen
nicht beeinträchtigt werden.

4) Die Betreiber der Erholungsanlagen sind verantwort-
lich für den geregelten Erholungsbetrieb und den
möglichst ökologischen Betrieb ihrer Anlagen.

5) Die Organisation des Erholungsbetriebes, die Frei-
haltung des Geländes für den Skibetrieb wie auch die
Nutzungsrechte werden von den Betreibern der Er-
holungsanlagen mit den Grundeigentümern in privat-
rechtlichen Verträgen geregelt.

6) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

2) In der Sport- und Erholungszone sind die Sport- und
Erholungsnutzung wie Skifahren, Langlaufen, Wan-
dern, Spazieren u.dgl. und die dazu notwendigen
Einrichtungen, Bauten und Anlagen wie Transport-
anlagen, Wege und dgl. zulässig, sofern die Land-
und Forstwirtschaft nicht übermässig beeinträchtigt
wird.

3) Die Erholungsnutzung sowie neue Bauten und Anla-
gen sind mit der Natur und der Landschaft in Ein-
klang zu bringen. Naturnahe Biotope und Lebens-
räume von bedrohten Tier- und Pflanzenarten dürfen
nicht beeinträchtigt werden.

4) Die Betreiber der Erholungsanlagen sind verantwort-
lich für den geregelten Erholungs-betrieb und den
möglichst ökologischen Betrieb ihrer Anlagen.

5) Die Organisation des Erholungsbetriebes, die Frei-
haltung des Geländes für den Skibetrieb wie auch die
Nutzungsrechte werden von den Betreibern der Er-
holungsanlagen mit den Grundeigentümern in privat-
rechtlichen Verträgen geregelt.

Art. 33 Sonderzone Schimbrig-Bad SSB
1) Die Sonderzone Schimbrig-Bad überlagert die Land-

wirtschaftszone und Landschaftsschutzzone Moor-
landschaft und ergänzt deren Bestimmungen.

2) Sie dient der Wiederherstellung des Schimbrig-Ba-
des und weiteren Einrichtungen zur Förderung des
Naturschutzes und des Naturerlebnisses im Rahmen
der Unesco Biosphäre Entlebuch.

3) Die zerstörten Bauten können, unter Wahrung der
seinerzeitigen Flächenbeanspruchung und des Volu-
mens, mit neuem Grundriss wieder aufgebaut wer-
den.

4) Einrichtungen, Bauten und Anlagen sind sorgfältig in
die Landschaft einzufügen und möglichst ökologisch
zu betreiben.

5) Projekte für Um- oder Neubau sind in einem zweistu-
figen Wettbewerb oder wettbewerbsähnlichen Ver-
fahren zu erarbeiten, wobei die erste Stufe ein Ge-
samtkonzept für Bau und Betrieb, einschliesslich
Verkehrserschliessung, im Sinne der Nachhaltigkeit
umfasst.

6) Falls sich der Betrieb der Einrichtungen, Bauten und
Anlagen auf die angrenzenden Gebiete nachteilig
auswirkt, verlangt der Gemeinderat Änderungen des
Betriebskonzeptes und nötigenfalls der Einrichtun-
gen, Bauten und Anlagen.

7) Abweichend von der Zone der Grundnutzung gilt die
Lärmempfindlichkeitsstufe II.

Art. 26 Sonderbauzone Schimbrig-Bad SS
1) Die Sonderzone Schimbrig-Bad überlagert die Land-

wirtschaftszone und Landschaftsschutzzone Moor-
landschaft und ergänzt deren Bestimmungen.

2) Sie dient der Wiederherstellung des Schimbrig-Ba-
des und weiteren Einrichtungen zur Förderung des
Naturschutzes und des Naturerlebnisses im Rahmen
der Unesco Biosphäre Entlebuch.

3) Die zerstörten Bauten können, unter Wahrung der
seinerzeitigen Flächenbeanspruchung und des Volu-
mens, mit neuem Grundriss wieder aufgebaut wer-
den.

4) Einrichtungen, Bauten und Anlagen sind sorgfältig in
die Landschaft einzufügen und möglichst ökologisch
zu betreiben.

5) Projekte für Um- oder Neubau sind in einem zweistu-
figen Wettbewerb oder wettbewerbsähnlichen Ver-
fahren zu erarbeiten, wobei die erste Stufe ein Ge-
samtkonzept für Bau und Betrieb, einschliesslich
Verkehrserschliessung, im Sinne der Nachhaltigkeit
umfasst.

6) Falls sich der Betrieb der Einrichtungen, Bauten und
Anlagen auf die angrenzenden Gebiete nachteilig
auswirkt, verlangt der Gemeinderat Änderungen des
Betriebskonzeptes und nötigenfalls der Einrichtun-
gen, Bauten und Anlagen.

7) Abweichend von der Zone der Grundnutzung gilt die
Lärmempfindlichkeitsstufe II.

Art. 34 Umgebungszone Kurzone Heiligkreuz UKH
1) Der Hauptzweck der Umgebungszone Kurzone Hei-

ligkeuz ist die landwirtschaftliche Nutzung. Sie dient
untergeordnet als naturnaher Erholungs- und Land-
schaftsraum im Zusammenhang mit dem Kurhaus
Heiligkreuz.

2) Nebst den Nutzungen der Landwirtschaftszone sind
Wege mit Ausstattungen zur Erholung wie Abfallei-
mer, Bänke, Liegen und anderes Mobiliar zulässig.

3) Die baulichen Massnahmen haben sich gut in die
Umgebung einzugliedern und sind bezüglich Grösse,
Form und Materialisierung der natürlichen Umge-
bung anzupassen.

4) Mit der Baueingabe eines Bauprojektes in der Kur-
zone Heiligkreuz (KH) ist für die Umgebungszone
Kurzone Heiligkreuz ein detaillierter Umgebungsplan
einzureichen. Dieser richtet sich nach den Vorgaben
zum Bebauungsplan in der Kurzone Heiligkreuz. Die

Art. 26a Umgebungszone Kurzone Heiligkreuz
1) Der Hauptzweck der Umgebungszone Kurzone Hei-

ligkeuz ist die landwirtschaftliche Nutzung. Sie dient
untergeordnet als naturnaher Erholungs- und Land-
schaftsraum im Zusammenhang mit dem Kurhaus
Heiligkreuz.

2) Nebst den Nutzungen der Landwirtschaftszone sind
Wege mit Ausstattungen zur Erholung wie Abfallei-
mer, Bänke, Liegen und anderes Mobiliar zulässig.

3) Die baulichen Massnahmen haben sich gut in die
Umgebung einzugliedern und sind bezüglich Grösse,
Form und Materialisierung der natürlichen Umge-
bung anzupassen.

4) Mit der Baueingabe eines Bauprojektes in der Kur-
zone Heiligkreuz (KH) ist für die Umgebungszone
Kurzone Heiligkreuz ein detaillierter Umgebungsplan
einzureichen. Dieser richtet sich nach den Vorgaben
zum Bebauungsplan in der Kurzone Heiligkreuz. Die
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Beurteilung ortsbildrelevanter baulicher Massnah-
men erfolgt durch die kantonale Denkmalpflege.

Beurteilung ortsbildrelevanter baulicher Massnah-
men erfolgt durch die kantonale Denkmalpflege.

Art. 35 Deponiezone DZ
1) Die Deponiezone ist für den Bau und Betrieb einer

Deponie des Typs A im Sinne der Verordnung über
die Vermeidung und die Verwendung von Abfall
(VVEA) bestimmt. Bis zum Abschluss der Deponie
sind die für den Betrieb der Deponie erforderlichen
Bauten, Anlagen und Nutzungen zulässig, die zu-
sammen mit der Erschliessung und der Endgestal-
tung in der Bewilligung des Deponieprojekts festge-
legt werden. Bauten, Anlagen und Nutzungen, die
nicht im direkten Zusammenhang mit der Deponie
stehen, sind nicht zulässig.

2) Für Zonenteile, die noch nicht dem Deponiebetrieb
dienen oder bereits wieder für die Nachnutzung re-
kultiviert sind, gelten die Bestimmungen der Land-
wirtschaftszone sinngemäss.

3) Mindestens 15 % der Deponiefläche sind als ökolo-
gische Ausgleichsflächen auszugestalten und lang-
fristig zu sichern. Der Erhalt dieser naturnahen Le-
bensräume ist durch Vereinbarungen mit den Grund-
eigentümern und Bewirtschaftern sicherzustellen.

4) Ein möglichst grosser Anteil der Rekultivierung hat
die Qualität von Fruchtfolgeflächen aufzuweisen. Be-
anspruchte Fruchtfolgeflächen sind mindestens im
selben Umfang wieder herzustellen oder vollständig
zu kompensieren.

5) Nach Abschluss der Deponie bzw. der Rekultivie-
rung ist die betroffene Fläche im Zonenplanverfahren
wieder der Landwirtschaftszone oder einer anderen,
für die Nachnutzung geeigneten Zone zuzuführen.

6) Es gilt die Lärm-Empfindlichkeitsstufe IV.

Art. 36 Freihaltezone Gewässerraum FrG
1) Die Freihaltezone Gewässerraum bezweckt die Frei-

haltung des Gewässerraums entlang der Gewässer
ausserhalb der Bauzonen. Sie überlagert andere Zo-
nen.

2) Die Nutzung richtet sich nach Art. 41c der Gewäs-
serschutzverordnung (GSchV) und § 11e der kanto-
nalen Gewässerschutzverordnung (KGschV).

3) In den im Zonenplan speziell bezeichneten Flächen
innerhalb der Freihaltezone Gewässerraum gelten
die Nutzungseinschränkungen von Art. 41c Abs. 3
und Abs. 4 GSchV nicht.

Übernahme MBZR

Art. 37 Freihaltezone Wildtierkorridor FrW
4) Die Freihaltezone Wildtierkorridor bezweckt die

Durchgängigkeit der Landschaft für Wildtiere zu er-
halten oder gegebenenfalls wiederherzustellen. Sie
überlagert andere Zonen.

5) Die Nutzung richtet sich nach den gesetzlichen Best-
immungen der überlagerten Zone. Die land- und
forstwirtschaftliche Bewirtschaftung ist zulässig, so-
weit die Durchgängigkeit der Landschaft für Wildtiere
gewährleistet ist.

6) Die Errichtung von neuen Bauten und Anlagen ist
nicht zulässig. Als Bauten und Anlagen gelten insbe-
sondere wildtierundurchlässige Zäunungen, Schutz-
netze, Schutzfolien, Einfriedungen und Mauern so-
wie Bauten und Anlagen, welche die Durchgängig-
keit der Landschaft für Wildtiere beeinträchtigen.

7) Ausnahmen können bewilligt werden, wenn die Be-
einträchtigung durch Massnahmen kompensiert
werden kann und die Durchgängigkeit der

Übernahme MBZR
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Landschaft für Wildtiere funktional ungeschmälert er-
halten bleibt, insbesondere für:

a) Massnahmen zur Verbesserung der Wildle-
bensräume;

b) Land- und forstwirtschaftliche Bewirtschaf-
tungs- oder Fusswege;

c) Erweiterungen von bestehenden Bauten und
Anlagen;

d) Zonenkonforme Neubauten und Neuanlagen,
wenn die Durchgängigkeit für Wildtiere ver-
bessert oder zumindest nicht verschlechtert
wird, sowie

e) Massnahmen für den Herdenschutz gegen
Raubtiere und für Massnahmen zur Abwehr
von auf Nutztiere übertragbare Krankheiten.

3.3 Schutzzonen und Schutzobjekte 3.3 Schutzzonen

Art. 38 Naturreservatszone Nr
1) Die Naturreservatszone bezweckt die Erhaltung

hochempfindlicher Lebensräume von Tieren und
Pflanzen und die naturgerechte Aufwertung von Le-
bensräumen, die ein grosses Potenzial zur Entwick-
lung einer standorttypischen Artenvielfalt aufweisen.

2) Sämtliche Eingriffe und Nutzungen, mit Ausnahme
von Aufwertungs- und Pflegemassnahmen, sind un-
tersagt. Diese sind unter fachkundiger Leitung aus-
zuführen.

3) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Art. 27 Naturreservatszone Nr
1) Die Naturreservatszone bezweckt die Erhaltung

hochempfindlicher Lebensräume von Tieren und
Pflanzen und die naturgerechte Aufwertung von Le-
bensräumen, die ein grosses Potenzial zur Entwick-
lung einer standorttypischen Artenvielfalt aufweisen.

2) Sämtliche Eingriffe und Nutzungen, mit Ausnahme
von Aufwertungs- und Pflegemassnahmen, sind un-
tersagt. Diese sind unter fachkundiger Leitung aus-
zuführen.

3) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Art. 39 Naturschutzzone Ns (§ 60 PBG)
1) Die Naturschutzzone bezweckt den Schutz und die

Aufwertung ökologisch besonders wertvoller Le-
bensräume für schutzwürdige Pflanzen und Tiere so-
wie Naturstandorte.

2) Neue Bauten und Anlagen sowie die Erweiterung, die
Änderung und der Wiederaufbau bestehender Bau-
ten und Anlagen sind nicht zulässig. Der Unterhalt
bestehender Bauten und Anlagen ist im Rahmen der
Bestandesgarantie gewährleistet.

3) Nicht zulässig sind insbesondere:

- das Aufstellen von Zelten, Wohnwagen, Klein-
bauten und dergleichen,

- Terrainveränderungen,

- das Entfernen von Kleinstrukturen und beson-
deren Lebensraumnischen

- Entwässerungen oder andere Veränderungen
des Wasserhaushaltes,

- das Ausgraben, Entfernen und Zerstören von
standortgerechten einheimischen Pflanzen
und Pflanzenbeständen sowie das Aufforsten
oder Anlegen neuer Baumbestände,

- das Stören, Fangen oder Töten von Tieren,
vorbehältlich der Bestimmungen über die
Jagd und Fischerei,

- Sportveranstaltungen,

- der private und gewerbliche Gartenbau,

- das Betreten der Gebiete abseits der vorhan-
denen Wege.

4) Ausnahmen von den Zonenvorschriften können be-
willigt werden:

- im Interesse der Schutzziele, oder

- wenn ausserordentliche Verhältnisse vorliegen
und die Anwendung der Schutzvorschriften
nicht zumutbar ist; die Schutzziele dürfen
nicht wesentlich beeinträchtigt werden.

Art. 28 Naturschutzzone Ns
1) Die Naturschutzzone bezweckt den Schutz beson-

ders empfindlicher Lebensräume von Pflanzen und
Tieren.

2) Bei Trockengebieten sind als landwirtschaftliche
Nutzung zwei jährliche Schnitte zulässig, wobei der
erste Schnitt nicht vor dem 1. Juli (Bergzone 1 und
2) bzw. nicht vor dem 15. Juli (Bergzone 3 und 4)
erfolgen darf.

3) Bei Feuchtgebieten ist als landwirtschaftliche Nut-
zung ein jährlicher Schnitt nicht vor dem 1. Septem-
ber zulässig.

4) Eine weitergehende landwirtschaftliche Nutzung, ins-
besondere das Beweiden und das Ausbringen von
Dünger, Klärschlamm und Giftstoffen aller Art, die
Beseitigung markanter Einzelbäume sowie die Auf-
forstung und die Anlage von Baumbeständen sind
nicht zulässig.

5) Bei Waldflächen ist nur die standortgerechte Wald-
bewirtschaftung zulässig. Der Gemeinderat erlässt in
Zusammenarbeit mit ausgewiesenen Fachleuten er-
gänzende Schutzverordnungen.

6) Bestehende Bauten und Anlagen, einschliesslich
Strassen und Wege dürfen unterhalten werden. Um-
bauten, Erweiterungen, Zweckänderungen und Neu-
bauten sowie der Wiederaufbau sind nicht zulässig.
Soweit Bauten und Anlagen für die Bewirtschaftung
und Pflege der innerhalb der Zone liegenden Flächen
erforderlich sind, kann der Gemeinderat Ausnahmen
bewilligen. Dies gilt im Besonderen für den Neubau
von Güterstrassen, Hofzufahrten und Quellwasser-
fassungen.

7) Terrainveränderungen (Abgrabungen, Aufschüttun-
gen, Materialabbau und -ablagerung u.dgl.), neue
Entwässerungen, die Erstellung neuer Wege und Lei-
tungen sowie die Benutzung als militärische Stel-
lungs- und Zielräume sind unzulässig.

8) Im Sinne des Schutzzieles können abweichende
Bestimmungen, insbesondere hinsichtlich

Ergänzung aus MBZR

Übernahme MBZR
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5) Wo eine landwirtschaftliche Nutzung oder Pflege vor-
gesehen ist, muss die Vegetation einmal pro Jahr ge-
schnitten werden, das Schnittgut ist abzuführen.
Düngung, Beweidung und Verwendung von Pflan-
zenschutzmitteln sind verboten. Abweichende Best-
immungen sind in Vereinbarungen zwischen dem
Kanton und den Bewirtschafterinnen und Bewirt-
schaftern oder in Verfügungen festzulegen. Sie dür-
fen dem Schutzzweck nicht widersprechen.

6) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Schnittzeitpunkten oder –intervallen und Beweidung,
erlassen werden (vgl. Art. 44).

9) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.
Übernahme aus Entwurf
BZR Entlebuch

Art. 40 Naturschutzzone Aue und Naturschutz-
zone Aue über Wald (überlagert) NsA

1) Die Naturschutzzone Aue bezweckt den Schutz und
die Aufwertung der Aue Entlental von nationaler Be-
deutung gemäss der Auenverordnung des Bundes
(SR 451.31). Die Zonenvorschriften konkretisieren
die allgemeinen Schutzziele des Bundesrechts.

2) Die land- und forstwirtschaftliche Nutzung hat im Ein-
klang mit den Schutzzielen zu erfolgen. Der Gemein-
derat kann weiterführende Regelungen, Bewirtschaf-
tungsvereinbarungen oder Verfügungen dazu erlas-
sen.

3) Bauten, Anlagen und Terrainveränderungen sind
nicht zulässig. Der Gemeinderat kann Ausnahmen
bewilligen, wenn:

a) sie den Schutzzielen dienen,
b) ausserordentliche Verhältnisse vorliegen und

die Schutzziele nicht beeinträchtigt werden,
c) sie für die Abwendung von Naturgefahren

zum Schutz des Menschen nötig sind,
d) sie dem kantonalen Aufwertungskonzept Aue

Entlental entsprechen.
4) Nicht mehr genutzte oder unrechtmässig erstellte

Bauten und Anlagen, die keinem zulässigen Zweck
zugeführt werden können, sind zu entfernen.

5) Es gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III.

Übernahme MBZR.

Art. 41 Innere und Äussere Schutzzone Dunkle
Biene ISB/ÄSB

1) Die Schutzzonen Dunkle Biene dienen dem Erhalt
und der Weiterzucht der Dunklen Biene in der Beleg-
stelle Rothbach (Gemeinde Entlebuch).

2) In der inneren Schutzzone dürfen nur Imkerstände
mit vom Verband mellifera.ch, vom Züchterring Rot-
hbach und vom Imkerverein im Entlebuch bezeich-
neten Völker der Rasse apis mellifera mellifera
(Dunkle Biene) stehen.

3) In der äusseren Schutzzone dürfen nur Imkerstände
mit vom Züchterring Rothbach bezeichneten reinras-
sigen Völker der Rasse apis mellifera mellifera
(Dunkle Biene) stehen.

Eingefügt auf Antrag des
Züchterrings Rothbach
und des nationalen Ver-
bands mellifera.ch (ana-
log BZR Entlebuch)

Art. 42 Wildruhezone Wr
1) Die Wildruhezone dient dem Schutz des Wildes in

den Wintereinstandsgebieten. Es gilt ein Betretungs-
verbot ab dem 15. Dezember bis am 30. April. In der
Wildruhezone Müliport gilt das Betretungsverbot
vom 1. Dezember bis am 15. Juli. Es gilt ein ganzjäh-
riges Campingverbot.

2) Die land- und forstwirtschaftliche Bewirtschaftung ist
im Rahmen der Bestimmungen der Grundnutzung
uneingeschränkt gewährleistet. Im Gebiet Müli-
port/Wasserfallen sind Hegemassnahmen ab 1. Mai
zulässig.

3) Die Ausübung aller Arten von Wintersport ist in der
Wildruhezone, mit Ausnahme des Weg- und

Art. 32 Wildruhezone Rw
1) Die Wildruhezone dient dem Schutz des Wildes in

den Wintereinstandsgebieten.
2) Die land- und forstwirtschaftliche Bewirtschaftung ist

im Rahmen der Bestimmungen der Grundnutzung
uneingeschränkt gewährleistet.

3) Die Ausübung aller Arten von Wintersport ist in der
Wildruhezone, mit Ausnahme des Weg- und Stras-
senbereichs, untersagt. Das Laufenlassen von Hun-
den ist nicht gestattet. Die Strasse First – Schwarz-
matt durch die Ruhezone am Rinderberg darf als Ma-
terialtransportverbindung und Skiabfahrt benutzt
werden.
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5 Die Schutzziele von Art. 4 Abs. 1 der Moorlandschaftsverordnung vom 1. Mai 1996 lauten:
In allen Objekten:

a) ist die Landschaft vor Veränderungen zu schützen, welche die Schönheit oder die nationale Bedeutung der Moorlandschaft beeinträchti-
gen;

b) sind die für Moorlandschaften charakteristischen Elemente und Strukturen zu erhalten, namentlich geomorphologische Elemente, Biotope,
Kulturelemente sowie die vorhandenen traditionellen Bauten und Siedlungsmuster;

c) ist auf die nach Artikel 20 der Verordnung vom 16. Januar 1991 über den Natur- und Heimatschutz (NHV) geschützten Pflanzen- und Tier-
arten sowie die in den vom Bundesamt erlassenen oder genehmigten Roten Listen aufgeführten, gefährdeten und seltenen Pflanzen- und
Tierarten besonders Rücksicht zu nehmen;

d) ist die nachhaltige moor- und moorlandschaftstypische Nutzung zu unterstützen, damit sie so weit als möglich erhalten bleibt.

6 Die Schutzziele von Art. 4 Abs. 1 der Moorlandschaftsverordnung vom 1. Mai 1996 lauten:

Strassenbereichs gemäss «erlaubte Routen und
Wege» im Geoportal, untersagt. Das Laufenlassen
von Hunden ist nicht gestattet. Die Strasse First –
Schwarzmatt durch die Ruhezone am Rinderberg
darf als Materialtransportverbindung und Skiabfahrt
benutzt werden.

4) Die Gemeinde, die Jagdgesellschaften und die Be-
treiber der touristischen Anlagen sorgen in Abspra-
che mit der Dienststelle Landwirtschaft und Wald für
eine geeignete Markierung im Gelände und für die
Orientierung der Benützer der Sportanlagen. An den
Wanderwegen, welche die Wildruhezonen durch-
queren, sind ein Weggebot und der Leinenzwang für
Hunde zu signalisieren.

4) Die Gemeinde, die Jagdgesellschaften und die Be-
treiber der touristischen Anlagen sorgen in Abspra-
che mit der Dienststelle Landwirtschaft und Wald für
eine geeignete Markierung im Gelände und für die
Orientierung der Benützer der Sportanlagen. An den
Wanderwegen, welche die Wildruhezonen durch-
queren, sind ein Weggebot und der Leinenzwang für
Hunde zu signalisieren.

Art. 43 Allgemeine Landschaftsschutzzone Ls
1) Die allgemeine Landschaftsschutzzone bezweckt die

grossräumige Erhaltung und Aufwertung besonders
schöner und empfindlicher Landschaftsteile und Le-
bensräume für Tiere und Pflanzen in ihrer natürlichen
Dynamik sowie geologisch-geomorphologischer
Landschaftselemente (Geotope) in ihrer ganzheitli-
chen Erscheinung.

2) Bauten und Anlagen haben namentlich hinsichtlich
Lage, Proportion, Form, Farbe und Material auf die
landschaftlichen Gegebenheiten Rücksicht zu neh-
men. Sie sind auf das Notwendige zu beschränken,
nach Möglichkeit im Bereich bestehender Bauten
und Anlagen zu realisieren und unauffällig in das
Landschaftsbild einzufügen. Terrainveränderungen
sind nur zulässig, soweit sie notwendig sind. Sie sind
auf das Minimum zu beschränken.

3) Die landwirtschaftliche Nutzung ist zulässig. Nicht
zulässig sind insbesondere Materialabbau und -ab-
lagerungen, Abgrabungen, Aufschüttungen, Planie-
rungen, Auffüllen von Gräben, Abstossen von Bö-
schungen, Begradigungen von Waldrändern, Auf-
forstungen und Baumschulen. Aus wichtigen Grün-
den können Ausnahmen bewilligt werden.

4) Falls ein überwiegendes Interesse an der Verände-
rung des Terrains nachgewiesen wird und das Land-
schaftsbild nicht massgeblich beeinträchtigt wird,
kann der Gemeinderat eine entsprechende Bewilli-
gung erteilen. Gleichzeitig kann er Ersatzmass-nah-
men zur Aufwertung des Landschaftsbildes verlan-
gen.

Art. 31 Allgemeinde Landschaftsschutzzone Ls
1) Die Allgemeine Landschaftsschutzzone bezweckt

die Erhaltung empfindlicher Landschaftsbilder und
Lebensräume von Pflanzen und Tieren.

2) Die land- und forstwirtschaftliche Bewirtschaftung ist
gewährleistet.

3) Bei Neubauten ist mit dem Baugesuch ein Umge-
bungsgestaltungsplan einzureichen, welcher auf-
zeigt, wie die neuen Bauten und Anlagen in die Land-
schaft eingefügt werden (Terrainveränderungen, Be-
pflanzung, Beläge etc.).

4) Energie- und Telekommunikationsleitungen, die aus
technischen Gründen durch die Landschaftsschutz-
zone geführt werden müssen, sind nach Möglichkeit
zu verkabeln, durch Richtstrahlverbindungen zu er-
setzen oder auf möglichst wenige Leitungsstränge
zusammenzufassen.

5) Waldrandbegradigungen sind nicht zulässig. Es ist
ein mehrstufiger, artenreicher Waldrand anzustre-
ben.

6) Sämtliche Entwässerungen und Terrainveränderun-
gen (Abgrabungen, Aufschüttungen, Materialabbau
und Ablagerungen und dergleichen) sind bewilli-
gungspflichtig.

7) Falls ein überwiegendes Interesse an der Verände-
rung des Terrains nachgewiesen wird und das Land-
schaftsbild nicht massgeblich beeinträchtigt wird,
kann der Gemeinderat eine entsprechende Bewilli-
gung erteilen. Gleichzeitig kann er Ersatzmassnah-
men zur Aufwertung des Landschaftsbildes verlan-
gen.

Übernahme MBZR und
Anpassungen in Anleh-
nung an Entwurf BZR Ent-
lebuch.

Art. 44 Landschaftsschutzzone Moorlandschaft
Lm

1) Die Landschaftsschutzzone Moorlandschaft be-
zweckt den Schutz der Moorlandschaften Klein Ent-
len und Glaubenberg von besonderer Schönheit und
nationaler Bedeutung. Die Zonenvorschriften kon-
kretisieren die allgemeinen Schutzziele des Bundes-
rechtes5.

Art. 29 Landschaftsschutzzone Moorlandschaft Lm
1) Die Landschaftsschutzzone Moorlandschaft be-

zweckt den Schutz der Moorlandschaften Klein Ent-
len und Glaubenberg von besonderer Schönheit und
nationaler Bedeutung. Die Zonenvorschriften kon-
kretisieren die allgemeinen Schutzziele des Bundes-
rechtes6.
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In allen Objekten:
e) ist die Landschaft vor Veränderungen zu schützen, welche die Schönheit oder die nationale Bedeutung der Moorlandschaft beeinträchti-

gen;
f) sind die für Moorlandschaften charakteristischen Elemente und Strukturen zu erhalten, namentlich geomorphologische Elemente, Biotope,

Kulturelemente sowie die vorhandenen traditionellen Bauten und Siedlungsmuster;
g) ist auf die nach Artikel 20 der Verordnung vom 16. Januar 1991 über den Natur- und Heimatschutz (NHV) geschützten Pflanzen- und Tier-

arten sowie die in den vom Bundesamt erlassenen oder genehmigten Roten Listen aufgeführten, gefährdeten und seltenen Pflanzen- und
Tierarten besonders Rücksicht zu nehmen;

h) ist die nachhaltige moor- und moorlandschaftstypische Nutzung zu unterstützen, damit sie so weit als möglich erhalten bleibt.

2) Schutzwürdige Biotope wie Fels-, Steinschutt- und
Geröllfluren, alpine Urwiesen, Lebensräume von
Rauhfusshühnern und dgl. sind zu erhalten.

3) Bauliche Eingriffe und Änderungen der Landnutzung
sind nur soweit zulässig als dadurch die Schönheit
und der Charakter der Landschaft nicht verändert
werden.

4) Ortstypische Bauten und Anlagen sowie charakteris-
tische Elemente der Kulturlandschaft sind nach Mög-
lichkeit zu erhalten. Nicht mehr genutzte Bauten und
Anlagen, die keinem zulässigen Zweck zugeführt
werden können, sind zu entfernen.

5) Neue Bauten und Anlagen sowie Einrichtungen wie
Materiallager u. dgl. sind nur zulässig, wenn sie dem
Schutzziel dienen und für die angepasste land- und
forstwirtschaftliche Nutzung oder zum Schutz des
Menschen vor Naturereignissen nötig sind.

6) Bei Neubauten ist mit dem Baugesuch ein Umge-
bungsgestaltungsplan einzureichen, welcher auf-
zeigt, wie die neuen Bauten und Anlagen in die Land-
schaft eingefügt werden (Erscheinungsbild bezüglich
Form, Farbe und Grösse, Terrainveränderungen, Be-
pflanzung, Beläge etc.).

7) Terrainveränderungen (Abgrabungen, Aufschüttun-
gen, Materialabbau und -ablagerungen und dgl.) sind
unzulässig. Die zuständige Behörde kann Ausnah-
men bewilligen für Terrainveränderungen,
a) die den Schutzzielen dienen,
b) die den Schutzzielen nicht widersprechen, insbe-

sondere keine Geotope beeinträchtigen, und
- für die Abwendung von Naturgefahren zum

Schutz des Menschen nötig sind,

- für die angepasste Land- und Waldnutzung
nötig sind,

- die der Entnahme von kleinen Materialmengen
zum lokalen Gebrauch dienen.

8) Die land- und forstwirtschaftliche Nutzung ist ge-
währleistet. Die zuständigen Behörden fördern die
nachhaltige moor- und moorlandschaftsverträgliche
land- und forstwirtschaftliche Nutzung durch ent-
sprechende Beratung, weiterführende Regelungen
und, wo nötig, finanzielle Unterstützung.

9) Landwirtschaftliche Strukturverbesserungsmass-
nahmen sind nur zur Sicherstellung der weiteren
standortgerechten Nutzung des Gesamtbetriebes
zulässig. Insbesondere sind Intensivierungen und
grossflächige Nutzungsänderungen nicht zulässig.
Bei Aufgabe der landwirtschaftlichen Nutzung und
Pflege ist die durch den Gemeinderat angeordnete
Nutzung und Pflege durch Dritte zu dulden.

10) Die Weidenutzung ist so auszurichten, dass keine
Übernutzung von Flächen stattfindet und keine Tritt-
schäden entstehen. Insbesondere sind Gewässer-
ufer, Hecken, Feldgehölze und Waldränder vor Über-
weidung zu schützen. Sensible Bereiche wie

2) Schutzwürdige Biotope wie Fels-, Steinschutt- und
Geröllfluren, alpine Urwiesen, Lebensräume von
Rauhfusshühnern und dgl. sind zu erhalten.

3) Bauliche Eingriffe und Änderungen der Landnutzung
sind nur soweit zulässig als dadurch die Schönheit
und der Charakter der Landschaft nicht verändert
werden.

4) Ortstypische Bauten und Anlagen sowie charakteris-
tische Elemente der Kulturlandschaft sind nach Mög-
lichkeit zu erhalten. Nicht mehr genutzte Bauten und
Anlagen, die keinem zulässigen Zweck zugeführt
werden können, sind zu entfernen.

5) Neue Bauten und Anlagen sowie Einrichtungen wie
Materiallager u. dgl. sind nur zulässig, wenn sie dem
Schutzziel dienen und für die angepasste land- und
forstwirtschaftliche Nutzung oder zum Schutz des
Menschen vor Naturereignissen nötig sind.

6) Bei Neubauten ist mit dem Baugesuch ein Umge-
bungsgestaltungsplan einzureichen, welcher auf-
zeigt, wie die neuen Bauten und Anlagen in die Land-
schaft eingefügt werden (Erscheinungsbild bezüglich
Form, Farbe und Grösse, Terrainveränderungen, Be-
pflanzung, Beläge etc.).

7) Terrainveränderungen (Abgrabungen, Aufschüttun-
gen, Materialabbau und -ablagerungen und dgl.) sind
unzulässig. Die zuständige Behörde kann Ausnah-
men bewilligen für Terrainveränderungen,
a) die den Schutzzielen dienen,
b) die den Schutzzielen nicht widersprechen, insbe-

sondere keine Geotope beeinträchtigen, und
- für die Abwendung von Naturgefahren zum

Schutz des Menschen nötig sind,
- für die angepasste Land- und Waldnutzung

nötig sind,
- die der Entnahme von kleinen Materialmengen

zum lokalen Gebrauch dienen.
8) Die land- und forstwirtschaftliche Nutzung ist ge-

währleistet. Die zuständigen Behörden fördern die
nachhaltige moor- und moorlandschaftsverträgliche
land- und forstwirtschaftliche Nutzung durch ent-
sprechende Beratung, weiterführende Regelungen
und, wo nötig, finanzielle Unterstützung.

9) Landwirtschaftliche Strukturverbesserungsmass-
nahmen sind nur zur Sicherstellung der weiteren
standortgerechten Nutzung des Gesamtbetriebes
zulässig. Insbesondere sind Intensivierungen und
grossflächige Nutzungsänderungen nicht zulässig.
Bei Aufgabe der landwirtschaftlichen Nutzung und
Pflege ist die durch den Gemeinderat angeordnete
Nutzung und Pflege durch Dritte zu dulden.

10) Die Weidenutzung ist so auszurichten, dass keine
Übernutzung von Flächen stattfindet und keine Tritt-
schäden entstehen. Insbesondere sind Gewässer-
ufer, Hecken, Feldgehölze und Waldränder vor Über-
weidung zu schützen. Sensible Bereiche wie Feucht-
wiesen, steile Abhänge und Trockenstandorte sind
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Feuchtwiesen, steile Abhänge und Trockenstandorte
sind durch geeignete Weideunterteilung zu schonen.
Eine Intensivierung der Alpnutzung, insbesondere
durch Düngung und Drainage, ist nicht zulässig.

11) Es ist nur die standortgerechte, moorlandschaftsty-
pische Waldnutzung zulässig. Gestufte und gebuch-
tete Waldränder sind zu erhalten und zu fördern. Ins-
besondere ist auf die Lebensansprüche der Raufuss-
hühner Rücksicht zu nehmen. Nutzungsbewilligun-
gen sind, gestützt auf die forstlichen Planungsgrund-
lagen, mit entsprechenden Auflagen zu verbinden.

12) Das Zelten und Campieren ist nicht zulässig. Der Ge-
meinderat kann in begründeten Fällen an geeigneten
Standorten Ausnahmen für kurzfristiges Zelten bewil-
ligen.

13) Seltene Pflanzenbestände sowie seltene und gefähr-
dete Tierarten und deren Lebensräume dürfen nicht
beeinträchtigt werden.

14) Der Schutz sensibler Lebensräume von Tierarten ist
durch Lenkung des Erholungsbetriebes mit geeigne-
ten Massnahmen wie Fahrverboten, Wegmarkierun-
gen u. dgl. sicherzustellen.

15) Aufforstungen ausserhalb bestehender Waldgebiete
sind nicht zulässig.

16) Der Gemeinderat ergreift bei Bedarf weitergehende
Massnahmen. Insbesondere kann er ergänzende
Schutzverordnungen und Pflegepläne erstellen. Er ist
verantwortlich für geeignete Markierung im Gelände
und für die Information der Grundeigentümer, der
Bewirtschafter, der touristischen Nutzer und der Be-
völkerung.

17) Im Sinne des Schutzzieles können abweichende
Bestimmungen erlassen werden (vgl. Art. 44).

18) Der Gemeinderat kann in Absprache mit den zustän-
digen kantonalen Behörden Schutz-, Kontroll-, und
Fördermassnahmen an geeignete Institutionen über-
tragen.

durch geeignete Weideunterteilung zu schonen. Eine
Intensivierung der Alpnutzung, insbesondere durch
Düngung und Drainage, ist nicht zulässig.

11) Es ist nur die standortgerechte, moorlandschaftsty-
pische Waldnutzung zulässig. Gestufte und gebuch-
tete Waldränder sind zu erhalten und zu fördern. Ins-
besondere ist auf die Lebensansprüche der Raufuss-
hühner Rücksicht zu nehmen. Nutzungsbewilligun-
gen sind, gestützt auf die forstlichen Planungsgrund-
lagen, mit entsprechenden Auflagen zu verbinden.

12) Das Zelten und Campieren ist nicht zulässig. Der Ge-
meinderat kann in begründeten Fällen an geeigneten
Standorten Ausnahmen für kurzfristiges Zelten bewil-
ligen.

13) Seltene Pflanzenbestände sowie seltene und gefähr-
dete Tierarten und deren Lebensräume dürfen nicht
beeinträchtigt werden.

14) Der Schutz sensibler Lebensräume von Tierarten ist
durch Lenkung des Erholungsbetriebes mit geeigne-
ten Massnahmen wie Fahrverboten, Wegmarkierun-
gen u. dgl. sicherzustellen.

15) Aufforstungen ausserhalb bestehender Waldgebiete
sind nicht zulässig.

16) Der Gemeinderat ergreift bei Bedarf weitergehende
Massnahmen. Insbesondere kann er ergänzende
Schutzverordnungen und Pflegepläne erstellen. Er ist
verantwortlich für geeignete Markierung im Gelände
und für die Information der Grundeigentümer, der
Bewirtschafter, der touristischen Nutzer und der Be-
völkerung.

17) Im Sinne des Schutzzieles können abweichende
Bestimmungen erlassen werden (vgl. Art. 44).

18) Der Gemeinderat kann in Absprache mit den zustän-
digen kantonalen Behörden Schutz-, Kontroll-, und
Fördermassnahmen an geeignete Institutionen über-
tragen.

Art. 45 Besondere Vorschriften für die Moorland-
schaft Klein Entlen MLKE

1) Die starke Verzahnung von Wald und Streuwiesen ist
zu erhalten.

2) In den besonders bezeichneten Gebieten Angstbo-
den, Hirsboden und Luchterlimoos sind die Streue-
hütten zu erhalten.

Art. 30 Besondere Vorschriften für die Moorland-
schaft Klein Entlen
1) Die starke Verzahnung von Wald und Streuwiesen ist

zu erhalten.
2) In den besonders bezeichneten Gebieten Angstbo-

den, Hirsboden und Luchterlimoos sind die Streue-
hütten zu erhalten.

Art. 32 Wildruhezone Rw
1) …

Änderung der Reihenfolge
-> neu Art. 42

Art. 33 Archäologische Schutzzone As

In der archäologischen Schutzzone dürfen Eingriffe in
den Boden nur nach Zustimmung durch das Amt für
Denkmalpflege und Archäologie ausgeführt werden.

Wird nur noch auf das
kantonale Inventar ver-
wiesen

Neu Art. 51

3.4 Gefahren 3.4 Gefahrenzonen

Art. 46 Naturgefahren
1) Bei allen Bauvorhaben sind die Gefahrenarten Was-

ser, Rutschungen, Schneerutschungen/Lawinen,
Hangmuren und Sturz zu berücksichtigen. Grund-
lage bildet die Gefahrenkarte (gem. kantonalem Ge-
oportal).

2) Weiter ist bei allen Bauvorhaben die Oberflächenab-
flusskarte (gem. kantonalem Geoportal) zu berück-
sichtigen. Sie zeigt den Niederschlag, welcher unmit-
telbar an der Geländeoberfläche abfliesst.

3) Bauten und Anlagen sind so zu erstellen, dass Risi-
ken durch die Gebäudeanordnung sowie geeignete

Art. 34 Allgemeine Grundsätze
1) Die Bestimmungen der Gefahrenzonen gehen jenen

der von ihnen überlagerten Zonen vor.
2) In den nicht von der Gefahrenkarte erfassten Gebie-

ten der Zonenpläne 1:2’000 und 1:10'000 sind die
Bestimmungen für die Gefahrengebiete gemäss Ge-
fahrenhinweiskarte sinngemäss anzuwenden.

3) Es wird empfohlen, in den zur Information gelb in die
Zonenpläne 1:2'000 eingetragenen Gebieten mit ge-
ringer Gefährdung angemessene Schutzmassnah-
men zu treffen.

Gefahrenhinweismodell

Gesamter Artikel in Anleh-
nung an Entwurf BZR Ent-
lebuch
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bauliche Massnahmen, unter Wahrung der Verhält-
nismässigkeit, minimiert werden können.

4) Mit dem Baugesuch ist soweit möglich der Nachweis
zu erbringen, dass mit der vorgesehenen Bauweise
auf der Bauparzelle selbst eine angemessene Re-
duktion des Risikos erreicht wird und dass sich nicht
auf anderen Grundstücken eine Erhöhung der Ge-
fahr ergibt.

4) Sämtliche Terrainveränderungen in der Gefahren-
zone sind bewilligungspflichtig.

Art. 35 Gefahrenzone A1
1) Die Gefahrenzone A1 dient dem Schutz von Leib und

Leben sowie von Sachwerten in durch Über-
schwemmung, Übersarung und Erosion stark ge-
fährdetem Gebiet.

2) Neue Bauten, die dem dauernden Aufenthalt von
Mensch und Tier dienen, sind nicht zulässig.

3) Bei baulichen Veränderungen, einschliesslich Ter-
rainveränderungen, sind Verengungen des Bachrau-
mes zu vermeiden.

4) Bestehende Bauten dürfen unterhalten und erneuert
werden. Die Umnutzung von Räumen ist auch ohne
bauliche Massnahmen bewilligungspflichtig. Es dür-
fen keine zusätzlichen Flächen für den Aufenthalt von
Menschen und Tieren genutzt werden.

5) Unter Terrain liegende Bauten und Bauteile sind
durch technische Massnahmen vor Flutung zu
schützen.

Art. 36 Gefahrenzone A2
1) Die Gefahrenzone A2 dient dem Schutz von Leib und

Leben sowie von Sachwerten in durch Steinschlag
stark gefährdetem Gebiet.

2) Neue Bauten, die dem dauernden Aufenthalt von
Mensch und Tier dienen, sind nicht zulässig.

3) Der Wiederaufbau von Bauten, die dem dauernden
Aufenthalt von Mensch und Tier dienen, ist weder
nach Zerstörung noch nach Abbruch zulässig.

4) Bestehende Bauten dürfen unterhalten und erneuert
werden. Die Umnutzung von Räumen ist auch ohne
bauliche Massnahmen bewilligungspflichtig. Es dür-
fen keine zusätzlichen Flächen für den Aufenthalt von
Menschen und Tieren genutzt werden.

5) Vor der Wiederherstellung nach Teilschäden ist die
Möglichkeit einer Ersatzbaute ausserhalb der Gefah-
renzone A2 zu prüfen.

6) Bei baulichen Veränderungen, einschliesslich Ter-
rainveränderungen, ist der Nachweis zu erbringen,
dass die Sicherheit von Menschen und Tieren ge-
währleistet ist.

7) Bei Änderungen an bestehenden Bauten sind im
Rahmen der Verhältnismässigkeit Verbesserungen
gemäss Abs. 5 vorzunehmen. Insbesondere sind
Schlaf- und Wohnräume nach Möglichkeiten in we-
niger exponierte Gebäudeteile zu verlegen.

Art. 37 Gefahrenzone A3
1) Die Gefahrenzone A3 dient dem Schutz von Leib und

Leben und von Sachwerten in durch Rutschung
stark gefährdetem Gebiet.

2) Die Erstellung sowie der Wiederaufbau von Bauten,
die dem Aufenthalt von Menschen dienen, sind nicht
zulässig.

3) Bestehende Bauten dürfen unterhalten und erneuert
werden. Die Umnutzung von Räumen ist auch ohne
bauliche Massnahmen bewilligungspflichtig. Die
Schaffung zusätzlicher Wohnflächen ist nicht zuläs-
sig.

Art. 38 Gefahrenzone B1
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1) Die Gefahrenzone B1 dient dem Schutz von Sach-
werten in durch Überschwemmung, Übersarung und
Erosion gefährdetem Gebiet.

2) Bei Neubauten und baulichen Veränderungen, ein-
schliesslich Terrainveränderungen sind folgende
Grundsätze zu berücksichtigen:

- Verengungen des Bachlaufes sind zu vermei-
den.

- In Hanglagen dürfen bis zur Schutzhöhe von
1.0 m in der bzw. den strömungsseitigen Fas-
saden und bis zur Schutzhöhe von 0.5 m in den
übrigen Fassaden keine ungeschützten Öffnun-
gen angebracht werden.

- Im ebenen Gelände dürfen bis zur Schutzhöhe
von 1.0 m in allen Fassaden keine ungeschütz-
ten Öffnungen angebracht werden.

3) Bei Änderungen an bestehenden Bauten sind im
Rahmen der Verhältnismässigkeit Verbesserungen
gemäss Abs. 2 vorzunehmen.

4) Mit dem Baugesuch ist der Nachweis zu erbringen,
dass mit der vorgesehenen Bauweise auf der Bau-
parzelle selbst eine angemessene Verringerung des
Risikos erreicht wird und dass sich nicht auf andere
Grundstücke eine Erhöhung der Gefahr ergibt.

Art. 39 Gefahrenzone B2

…

Art. 40 Gefahrenzone B3
1) Die Gefahrenzone B3 dient dem Schutz von Sach-

werten in durch Rutschung und Hangmuren gefähr-
detem Gebiet.

2) Bei Neubauten und baulichen Veränderungen dürfen
bis zur Schutzhöhe von 1.0 m bei mittleren Intensitä-
ten bzw. von 0.5 m bei schwachen Intensitäten in
den prozess-seitigen Fassaden keine ungeschützten
Öffnungen angebracht werden.

3) Bei Änderungen an bestehenden Bauten sind im
Rahmen der Verhältnismässigkeit Verbesserungen
gemäss Abs. 2 vorzunehmen.

4) Mit dem Baugesuch ist der Nachweis zu erbringen,
dass mit der vorgesehenen Bau-weise auf der Bau-
parzelle selbst eine angemessene Verringerung des
Risikos erreicht wird und dass sich nicht auf anderen
Grundstücken eine Erhöhung der Gefahr ergibt.

Art. 39 Gefahrenzone B2
1) Die Gefahrenzone B2 dient dem Schutz von Sach-

werten in durch Steinschlag gefährdetem Gebiet.
2) Bei Neubauten und baulichen Veränderungen, ein-

schliesslich Terrainveränderungen sind folgende
Grundsätze zu berücksichtigen:

- Die bergseitigen Fassaden sind bis zur Einwir-
kungshöhe zu schützen. Dies kann mit Schutz-
massnahmen (Zaun, Netz, Damm o.ä.) ober-
halb der Gebäude oder mit einer Verstärkung
der Fassade erfolgen.

- In der bzw. den steinschlagseitigen Fassaden
dürfen bis auf die Einwirkungshöhe keine unge-
schützten Öffnungen angebracht werden.

- Aufenthaltsbereiche im Freien wie Spielplätze,
Sitzplätze und dergleichen sind durch zweck-
mässige Anordnung oder bauliche Massnah-
men zu schützen.

2) Bei Änderungen an bestehenden Bauten sind im
Rahmen der Verhältnismässigkeit Verbesserungen
gemäss Abs. 2 vorzunehmen.

3) Mit dem Baugesuch ist der Nachweis zu erbringen,
dass mit der vorgesehenen Bauweise auf der



BZR alt-neu  |  23. September 2026  |  Stand öffentliche Auflage stadtlandplan AG |  21

Bauparzelle selbst eine angemessene Verringerung
des Risikos erreicht wird und dass sich nicht auf an-
deren Grundstücken eine Erhöhung der Gefahr
ergibt. Die Sicherheit von in Abs. 2 nicht vorgesehe-
nen Massnahmen, wie Objektschutz oberhalb des
Gebäudes, ist vom Gesuchsteller mit einem unab-
hängigen Gutachten nachzuweisen.

Art. 41 Gefahrenzone B4
1) Die Gefahrenzone B4 dient dem Schutz von Sach-

werten in durch Lawinen gefährdetem Gebiet.
2) Bei Neubauten und baulichen Veränderungen sind

folgende Grundsätze zu berücksichtigen:

- In der lawinenseitigen Fassade ist die Wand der
zwei untersten Stockwerke auf einen Druck von
3 t/m2 auszulegen.

- In der gesamten lawinenseitigen Fassade dür-
fen keine ungeschützten Öffnungen angebracht
werden.

- Das Dach ist gegen Windeinwirkung durch
Staublawinen zu sichern.

3) Bei Änderungen an bestehenden Bauten sind im
Rahmen der Verhältnismässigkeit Verbesserungen
gemäss Abs. 2 vorzunehmen.

4) Mit dem Baugesuch ist der Nachweis zu erbringen,
dass mit der vorgesehenen Bauweise auf der Bau-
parzelle selbst eine angemessene Verringerung des
Risikos erreicht wird und dass sich nicht auf anderen
Grundstücken eine Erhöhung der Gefahr ergibt.

5) Wenn anstelle der oder zusätzlich zur verstärkten
Bauweise der Wand in der hangseitigen Fassade
Objektschutzmassnahmen oberhalb des Gebäudes
vorgesehen werden, ist deren Wirksamkeit vom Ge-
suchsteller mit einem unabhängigen Gutachten
nachzuweisen.

Art. 47 Technische Gefahren
1) Bei wesentlichen Nutzungsänderungen ist die Kon-

sultationskarte «Technische Gefahren» zu beachten.
2) Ist dem betroffenen Gebiet ein Risikobericht hinter-

legt, so ist zu prüfen, ob die im Risikobericht getroffe-
nen Annahmen weiterhin aktuell sind.

3) Ändern sich die Annahmen gemäss Risikobericht,
insbesondere die vorgesehenen Nutzungen, wesent-
lich, ist der Risikobericht zu aktualisieren.

4) Die Dienststelle Umwelt und Energie nimmt aufgrund
des aktualisierten Risikoberichts eine erneute Risiko-
beurteilung vor und prüft, ob zusätzliche Massnah-
men erforderlich sind.

5) Schutzmassnahmen und raumplanerische Mass-
nahmen sind im Baubewilligungsverfahren umzuset-
zen

Gem. MBZR, gekürzte
Fassung analog BZR Ent-
lebuch.

3.5 Weitere Festsetzungen 3.5 Weitere Festsetzungen

Art. 48 Naturobjekte
1) Die im Zonenplan eingetragenen Naturobjekte sowie

die besonders bezeichneten Naturobjekte gemäss
Anhang 6 sind zu erhalten und zu pflegen. Die im Zo-
nenplan als Naturobjekt eingetragenen Bäume, He-
cken, Feld- und Ufergehölze sowie Trennbepflanzun-
gen sind bei ihrem natürlichen Abgang durch die Ei-
gentümerschaft zu ersetzen.

2) Die land- und forstwirtschaftliche Nutzung und
Pflege gemäss der kantonalen Verordnung zum
Schutz der Hecken, Feldgehölze und

Art. 42 Naturobjekte
1) Die in den Zonenplänen bezeichneten aufgeführten

Naturobjekte sind zu erhalten. Bei ihrem natürlichen
Abgang sind sie durch den Eigentümer zu ersetzen.

2) Die land- und forstwirtschaftliche Nutzung und
Pflege gemäss der kantonalen Verordnung zum
Schutz der Hecken, Feldgehölze und Uferbesto-
ckungen bzw. dem Wasserbaugesetz ist im Übrigen
gewährleistet.

3) Bauten haben von den Naturobjekten (Stockgrenze)
einen Abstand von mindestens 6.00 m einzuhalten.

Ergänzung übernommen
aus Entwurf BZR Entle-
buch

Ergänzung übernommen
aus MBZR
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7 Bei Bundesobjekten (Schiessplatz Wasserfallenegg) ist die militärische Plangenehmigungsverordnung (SR 510.51) vom 13.12.99 massgebend.

Uferbestockungen bzw. dem Wasserbaugesetz
bleibt gewährleistet.

3) Ab Stockgrenze der Baum- und Buschstöcke sind
folgende Abstände einzuhalten:

a) Hochbauten aller Art: 6.0 m
b) Abgrabungen und Aufschüttungen gegenüber

Hochstämmen: 4.0 m
c) Abgrabungen und Aufschüttungen gegenüber

Sträuchern/Gebüsch: 2.0 m
4) Wird ein überwiegendes Interesse an der Verände-

rung oder Beseitigung eines Naturobjektes nachge-
wiesen, kann der Gemeinderat eine entsprechende
Bewilligung mit der Auflage erteilen, dass in der un-
mittelbaren Umgebung gleichwertiger Ersatz ge-
schaffen wird.

5) Der Bestand an hochstämmigen Obstbäumen ist
nach Möglichkeit zu erhalten. Der Gemeinderat ist er-
mächtigt, im Bedarfsfall Bestimmungen zu deren
Schutz zu erlassen.

Innerhalb dieses Abstandes sind Abgrabungen und
Aufschüttungen nicht gestattet.

4) Falls ein überwiegendes Interesse an der Verände-
rung oder Beseitigung eines Naturobjektes nachge-
wiesen wird, kann der Gemeinderat eine entspre-
chende Bewilligung erteilen. Die Bewilligung kann mit
der Auflage verbunden werden, dass in der unmittel-
baren Umgebung gleichwertiger Ersatz geschaffen
wird.

5) Der Bestand an hochstämmigen Obstbäumen ist
nach Möglichkeit zu erhalten. Der Gemeinderat ist er-
mächtigt, im Bedarfsfall Bestimmungen zu deren
Schutz zu erlassen.

6) Die im Zonenplan eingetragene Fossilfundstelle (fos-
sile Pflanzen) in Mergelbänken am linken Entlenufer
ist zu erhalten.

7) Die im Zonenplan eingetragene Schwefelquelle ist zu
erhalten. Ihre Nutzung setzt ein vom Gemeinderat
genehmigtes Gesamtkonzept gemäss den Bestim-
mungen der Sonderzone Schimbrig-Bad voraus.

Umformung in Anlehnung
an Entwurf BZR Entle-
buch

Art. 4 alt übernommen

Art. 5 und 6 gelöscht, da
kantonal geregelt.

Art. 49 Geologische und geomorphologische Ele-
mente

1) Schutzwürdige geologische und geomorphologische
Elemente (Geotope) sind in ihrer ganzheitlichen Er-
scheinung zu erhalten. Sie sind im kantonalen Inven-
tar der Naturobjekte von regionaler Bedeutung (INR
Teil 2) erfasst.

2) Bauten und Anlagen sind unter Beachtung des Ge-
otopschutzes zu planen, zu erstellen, zu gestalten
und zu unterhalten und auf das Minimum zu be-
schränken. Landschaftsprägende Geländeverände-
rungen sind nicht zulässig. Aus wichtigen Gründen
können Ausnahmen bewilligt werden.

3) Bei Eingriffen in Geotope ist ein mindestens gleich-
wertiger Ersatz zu leisten.

4) Die landwirtschaftliche Nutzung im Rahmen des
Bundesrechts ist zulässig.

Artikel gemäss Formulie-
rung im MBZR.

Art. 50 Kulturdenkmäler
1) Der Kanton erfasst die Kulturdenkmäler in einem

kantonalen Bauinventar. Die Wirkungen der Auf-
nahme eines Kulturdenkmals im kantonalen Bauin-
ventar richten sich nach den kantonalen Bestimmun-
gen. Im Zonenplan sind die inventarisierten Kultur-
denkmäler orientierend dargestellt.

2) Im kantonalen Denkmalverzeichnis aufgelistete Ob-
jekte unterstehen dem Gesetz über den Schutz der
Kulturdenkmäler und sind im Zonenplan orientierend
dargestellt. Bauliche Massnahmen an diesen Objek-
ten oder in deren Umgebung bedürfen einer Bewilli-
gung der zuständigen kantonalen Dienststelle.

3) Der Gemeinderat kann Massnahmen des Objekt-
schutzes, des Umgebungsschutzes und des Unter-
haltes nach Anhörung der Eigentümerinnen und Ei-
gentümer festlegen und Beiträge entrichten.

Art. 43 Kulturobjekt
1) Die im Anhang 4 dieses Reglements und in den Zo-

nenplänen eingetragenen Kulturobjekte sind am
Standort samt der für ihre Wirkung wesentlichen Um-
gebung in ihrer baulichen Substanz und charakteris-
tischen Eigenart zu erhalten. Für Veränderungen an
Schutzobjekten ist in jedem Fall die Zustimmung des
Gemeinderates erforderlich.7

2) Der Gemeinderat bestimmt den Schutzumfang im
Einzelnen. Durch Vereinbarung mit den Eigentümern,
Verfügungen oder im Rahmen des Baubewilligungs-
verfahrens kann er Auflagen bezüglich Gestaltung,
der Materialwahl und der Farbgebung der Kulturob-
jekte und ihrer Umgebung machen und Massnah-
men für deren Erhaltung ergreifen, insbesondere ihre
Beseitigung verbieten. Er ordnet bei Bauvorhaben im
Rahmen der Verhältnismässigkeit die Beseitigung
oder Korrektur von störenden Elementen an.

3) In der näheren Umgebung von Kulturobjekten sind
bauliche Massnahmen so zu gestalten, dass ein
Schutzobjekt nicht wesentlich beeinträchtigt wird.

4) Der Gemeinderat kann die Erhaltung, Erneuerung
und Verbesserung der Kulturobjekte mit Beiträgen
unterstützen.

5) Der Gemeinderat lässt sich durch ausgewiesene
Fachleute beraten.

Artikel gemäss Formulie-
rung im MBZR. Nur noch
als Information enthalten.
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Art. 51 Archäologische Fundstellen
1) Der Kanton erfasst die archäologischen Fundstellen

in einem kantonalen Fundstelleninventar. Die Wirkun-
gen der Aufnahme einer archäologischen Fundstelle
im kantonalen Fundstelleninventar richten sich nach
den kantonalen Bestimmungen. Im Zonenplan sind
die inventarisierten Fundstellen orientierend darge-
stellt.

2) Eingriffe in eingetragene Fundstellen bedürfen einer
Bewilligung der zuständigen kantonalen Dienststelle.

Übernahme aus MBZR

3.6 Ergänzende Bestimmungen 3.6 Ergänzende Bestimmungen

Art. 52 Natur-, Landschafts- und Objektschutz
1) Der Gemeinderat und die zuständigen kantonalen

Behörden sind ermächtigt, für Gebiete in den Natur-
und Landschaftsschutzzonen und für Naturobjekte
im Rahmen von Vereinbarungen oder Schutzverfü-
gungen und -verordnungen von den vorstehenden
Vorschriften abweichende Bestimmungen im Sinne
des Schutzzieles zu erlassen.

2) Die Entschädigungen für Pflegemassnahmen und
Ertragsausfälle richten sich nach den kantonalen
Bestimmungen.

3) Der Gemeinderat lässt sich durch ausgewiesene
Fachleute beraten. Er kann für die Überwachung der
Schutzzonen und -objekte und für die Beratung be-
züglich abweichender Nutzungsbestimmungen und
Entschädigungen eine Kommission einsetzen, in der
Vertreter der Landwirtschaft und des Naturschutzes
Einsitz haben.

Art. 44 Natur-, Landschafts- und Objektschutz
1) Der Gemeinderat und die zuständigen kantonalen

Behörden sind ermächtigt, für Gebiete in den Natur-
und Landschaftsschutzzonen und für Naturobjekte
im Rahmen von Vereinbarungen oder Schutzverfü-
gungen und -verordnungen von den vorstehenden
Vorschriften abweichende Bestimmungen im Sinne
des Schutzzieles zu erlassen.

2) Die Entschädigungen für Pflegemassnahmen und
Ertragsausfälle richten sich nach den kantonalen
Bestimmungen.

3) Der Gemeinderat lässt sich durch ausgewiesene
Fachleute beraten. Er kann für die Überwachung der
Schutzzonen und -objekte und für die Beratung be-
züglich abweichender Nutzungsbestimmungen und
Entschädigungen eine Kommission einsetzen, in der
Vertreter der Landwirtschaft und des Naturschutzes
Einsitz haben.

4. Bebauungspläne

Art. 45 Zuständigkeit

Der Gemeinderat erlässt Bebauungspläne.

Neu geregelt durch Art. 2
BZR

4. Sondernutzungsplanung 5. Gestaltungspläne

Art. 46 Mindestfläche

Die Mindestfläche für einen Gestaltungsplan, bei dem
vom Zonenplan und vom Bau- und Zonenreglement im
Rahmen von § 75 PBG abgewichen werden kann, be-
trägt 3'000 m2.

Neu in Art. 54

Art. 53 Gestaltungs- und Bebauungsplanpflicht
1) In den im Zonenplan bezeichneten Gebieten darf  nur

im Rahmen eines Gestaltungsplanes im Sinne von
§ 75 Abs. 1 PBG bzw. in Gebieten mit Bebauungs-
planpflicht nur im Rahmen eines Bebauungsplans im
Sinne von § 68ff PBG gebaut werden.

2) Gebietsspezifische Ziele und Anforderungen sind in
Anhang 3 aufgelistet. Der Gemeinderat kann Abwei-
chungen gemäss § 75 Abs. 1 je nach dem Masse
gewähren, in dem die Ziele und Anforderungen aus
§ 75 Abs. 3 PBG und aus Anhang 3 erfüllt sind.

3) Grundvoraussetzung für eine Erhöhung der ÜZ und
Gesamthöhe um mehr als 5 % gegenüber der Nor-
malbauweise ist die Erfüllung der Anforderungen an
den Energiebonus gem. §14 PBV. Die maximal mög-
liche Überbauungsziffer gem. § 75 Abs. 1 darf dabei
nicht überschritten werden.

4) Bei Gestaltungsplänen ist für Abweichungen von
mehr als 10 % auf die Gesamthöhe und die ÜZ gem.
§ 75 Abs. 1 PBG mit einem Studienauftrag der

Art. 47 Gestaltungsplanpflicht
1) In den besonders bezeichneten Gebieten dürfen Be-

willigungen für Neubauten oder wesentliche Ände-
rungen nur aufgrund eines rechtsgültigen Gestal-
tungsplanes erteilt werden.

2) Die gebietsspezifischen Mindestanforderungen für
die Gestaltungsplangebiete sind im Anhang 5 er-
sichtlich.

Übernahme aus Entwurf
BZR Entlebuch/Rain
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8 Mittleres Drittel zwischen den projizierten Fassadenlinien

Nachweis wesentlicher Vorteile gegenüber der Nor-
malbauweise sowie einer guten Eingliederung zu er-
bringen.

Art. 54 Freiwilliger Gestaltungsplan
1) Für freiwillige Gestaltungspläne gelten die Vorgaben

gem. § 75 Abs. 2 PBG.
2) Die Minimalfläche für einen Gestaltungsplan, bei dem

vom Zonenplan und vom Bau- und Zonenreglement
im Rahmen von § 75 Abs. 2 PBG abgewichen wer-
den kann, beträgt in allen Zonen 2’000 m². Der Ge-
staltungsplan kann zonenübergreifend sein.

3) Der Gemeinderat kann Abweichungen gemäss
Abs. 2 je nach dem Masse gewähren, in dem die An-
forderungen aus § 75 Abs. 3 PBG erfüllt sind.

4) Grundvoraussetzung für eine Erhöhung der ÜZ und
Gesamthöhe um mehr als 5 % gegenüber der Nor-
malbauweise ist die Erfüllung der Anforderungen an
den Energiebonus gem. §14 PBV. Die maximal mög-
liche Überbauungsziffer gem. § 75 Abs. 2 darf dabei
nicht überschritten werden.

5) Mit dem Gestaltungsplan ist gleichzeitig ein Plan für
die Gestaltung der Umgebung einzureichen.

Art. 55 Gestalterische Einheit
1) In den im Zonenplan speziell bezeichneten Gebieten

bilden die Bauten in diesem Bereich eine gestalteri-
sche Einheit, deren Charakter langfristig zu erhalten
ist. Für die Gebiete mit der Festlegung zur gestalteri-
schen Einheit gelten die gebietsspezifischen Vorga-
ben gemäss Anhang 4.

2) Neubauten sowie bauliche Veränderungen sind ge-
stattet, soweit dadurch die gestalterische Einheit der
betroffenen Baureihe oder -gruppe erhalten bleibt.

3) Der Gemeinderat kann die zonengemässen Bau-
und Nutzungsmasse beschränken oder weitere Auf-
lagen machen, wenn dies zur Wahrung der gestalte-
rischen Einheit erforderlich ist.

4) Bauvorhaben mit wesentlichen Auswirkungen auf
den Charakter einer Baureihe oder -gruppe sind ge-
mäss Art. 5 und Art. 7 dieser Vorschriften im Rahmen
einer Voranfrage zu begutachten.

5. Bauvorschriften 6. Allgemeine Bauvorschriften

Art. 56 Gesamthöhe
1) Die maximal zulässige Gesamthöhe ist für jede Zone

in Anhang 1 dieses Reglements festgelegt. Sie ist ab-
hängig von der Dachform.

a) Für Bauten mit Flachdach oder Pultdach gilt
der Grundwert.

b) Für Schrägdachbauten mit First im mittleren
Drittel8 gilt am First die maximale Gesamt-
höhe. Die traufseitige Fassadenhöhe darf den
Grundwert nicht übersteigen.

2) Für Bauten, welche die ÜZ-c beanspruchen, redu-
zieren sich die entsprechenden Werte (Grundwert,
maximale Gesamthöhe) um 3.0 m.

3) Bei Abgrabungen von mehr als 1.0 m reduziert sich
die zulässige Fassadenhöhe am entsprechenden
Punkt um das 1.0 m übersteigende Mass der Abgra-
bung. Nicht darunter fallen Einstellhallen-Zufahrten
bis zu einer Breite von max. 6.0 m und einer Höhe
von max. 3.0 m oder kleinere Terrainvertiefungen für
einzelne, untergeordnete Hauszugänge sowie die
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jeweils zugehörigen, technisch notwendigen Bö-
schungseinschnitte.

4) Abgrabungen dürfen nicht als zusätzliches, talseiti-
ges Geschoss in Erscheinung treten. Bergseitige Ab-
grabungen von mehr als 3.0 m sind nicht zulässig.

Art. 57 Fassadenhöhe bei Schrägdachbauten mit
erhöhter ÜZ (ÜZ-b)

Bei Schrägdachbauten, welche die erhöhte ÜZ-b be-
anspruchen, muss die maximale, traufseitige Fassa-
denhöhe auf zwei gegenüberliegenden Seiten min-
destens 1.5 m unter dem Grundwert (der Gesamt-
höhe) liegen.

Art. 58 Gesamt- und Fassadenhöhe bei Flach-
dachbauten mit erhöhter ÜZ (ÜZ-b)

Flachdachbauten, welche die erhöhte ÜZ-b bean-
spruchen, müssen folgende Bedingungen erfüllen:

 Gesamt- und Fassadenhöhe liegen mindes-
tens 1.5 m unter dem Grundwert oder

 das oberste Geschoss muss auf einer Seite
um mindestens 3.0 m von der Fassaden-
flucht zurückversetzt sein. Auf der rückver-
setzten Seite müssen die obersten Punkte
der Brüstung mindestens 1.5 m unterhalb
der Dachkonstruktion des obersten Ge-
schosses liegen. Das oberste Geschoss darf
in seiner Grundfläche und Erscheinung ma-
ximal 2/3 der Grundfläche des darunterlie-
genden Geschosses betragen.

Art. 59 Terrainveränderungen
1) Bauten sind so in die topografischen Verhältnisse

einzufügen, dass Terrainveränderungen und künst-
lich gestützte Böschungen auf ein Minimum be-
schränkt bleiben.

2) Bei Abgrabungen von mehr als 1 m wird die zonen-
gemäss zulässige talseitige Fassadenhöhe um das
1 m übersteigende Mass der Abgrabung reduziert.

Übernahme MBZR.

Art. 60 Gestaltung von Bauten und Anlagen
1) Bauten und Anlagen sind so zu gestalten, dass sie

auf ihre bauliche und landschaftliche Umgebung an-
gemessen Bezug nehmen. Im Zusammenhang mit
grösseren Bauvorhaben kann der Gemeinderat im
Rahmen der Verhältnismässigkeit Verbesserungen
an den bestehenden Bauten und Anlagen verlangen.

2) Der natürliche Terrainverlauf ist soweit als möglich zu
erhalten. Insbesondere sind Aufschüttungen auf das
konstruktiv bedingte Minimum zu beschränken. Bö-
schungen sind möglichst flach auszubilden und dem
benachbarten Terrain sanft anzugleichen.

Art. 54 Gestaltung von Bauten und Anlagen
1) Bauten und Anlagen sind so zu gestalten, dass sie

auf ihre bauliche und landschaftliche Umgebung an-
gemessen Bezug nehmen. Im Zusammenhang mit
grösseren Bauvorhaben kann der Gemeinderat im
Rahmen der Verhältnismässigkeit Verbesserungen
an den bestehenden Bauten und Anlagen verlangen.

2) Der natürliche Terrainverlauf ist soweit als möglich zu
erhalten. Insbesondere sind Aufschüttungen auf das
konstruktiv bedingte Minimum zu beschränken. Bö-
schungen sind möglichst flach auszubilden und dem
benachbarten Terrain sanft anzugleichen.

3) Das oberste Untergeschoss darf talseitig mit höchs-
tens 2.7m Höhe in Erscheinung treten.

Art. 61 Dachgestaltung
1) Dächer sind in Form, Neigung, Firstrichtung, Farbe

und Materialisierung so zu gestalten, dass sie eine
ruhige Gesamtwirkung im Quartier gewährleisten
und sich gut in die bauliche und landschaftliche Um-
gebung eingliedern.

2) Dachaufbauten (Lukarnen, Dacheinschnitte, Dach-
fenster) sowie ein Querfirst sind zulässig, wenn

a) sich eine ästhetisch und architektonisch gute
Lösung ergibt,

b) der Abstand zwischen Dachaufbauten und
den seitlichen Fassaden mindestens 1 m und
zum First mindestens 0.5 m beträgt und

c) die Gesamtbreite der Dachaufbauten höchs-
tens 50 % der Länge der dazugehörigen

Art. 53 Dachausbau, Dachgestaltung
1) Dächer haben sich in ihrer gesamten Gestaltung

(Form, Neigung, Firstrichtung, Material und Farbe)
gut in die bauliche und landschaftliche Umgebung
einzugliedern. Die maximale Dachneigung beträgt
45° a.T.

2) Die Kniewandhöhe, gemessen an der Innenseite der
Aussenwand ab oberkant Dachgeschossboden bis
oberkant Wandpfette, beträgt im Maximum 1.10m.

3) Im Rahmen der zulässigen Dachkonstruktion darf die
Bodenfläche des Dachgeschosses ohne Anrech-
nung als Vollgeschoss voll genutzt werden.

4) Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind nur zuläs-
sig, wenn sie mit dem Dach und den Fassaden eine
harmonische Einheit bilden. Ihre Länge darf

Übernahme aus Entwurf
BZR Entlebuch
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Fassade umfasst.
3) Für Solaranlagen auf Dächern gelten die Vorgaben

des Raumplanungsrechts des Bundes sowie die
kantonalen Hilfsmittel. Sie gelten als technisch be-
dingte Aufbauten gem. §139 Abs. 2 PBG.

4) Nicht begehbare Flachdächer oder Flachdachteile
ab einer Grösse von 25 m² sind vollflächig extensiv
zu begrünen.

insgesamt nicht mehr als die Hälfte der entsprechen-
den Fassadenlänge betragen.

5) In Gestaltungsplänen kann von diesen Vorschriften
abgewichen werden.

Art. 62 Zusammenbau
Der Zusammenbau an der Grenze ist gestattet, sofern
die zulässige Gebäudelänge gesamthaft nicht über-
schritten wird.

Art. 52 Zusammenbau

Der Zusammenbau an der Grenze ist gestattet, sofern
die zulässige Gebäudelänge gesamthaft nicht über-
schritten wird. Vorbehalten bleiben die Bestimmungen
über die verdichtete Bauweise.

Art. 63 Bepflanzung
1) Die Gemeinde kann in der Baubewilligung Bepflan-

zungen mit einheimischen, standortgerechten Pflan-
zenarten zur Begrünung des Siedlungsbereichs ver-
langen. Dazu ist in der Regel ein Bepflanzungsplan
einzureichen. Bei kleineren Bauvorhaben kann der
Gemeinderat auf diesen Plan verzichten.

2) Invasive, gebietsfremde Arten sind nicht zulässig.

In landschaftlich exponierten Lagen und an Sied-
lungsrändern sind erhöhte Anforderungen an die Ein-
passung in das Landschaftsbild zu erfüllen.

Übernahme aus MBZR

Art. 64 Trennbepflanzung
1) Der Zonenplan legt Bereiche fest, wo eine Bepflan-

zung zur Trennung von Baugebiet und Nichtbauge-
biet oder Siedlungsteilen zu schaffen und dauernd zu
erhalten sind. Als Trennbepflanzung gelten Grün-
strukturen, welche den Übergang zwischen Bauzone
und Nichtbauzone oder Siedlungsteilen ökologisch
und visuell markieren.

2) Die Trennbepflanzung hat über die gesamte Länge
eine durchschnittliche Breite von mindestens 3.0 m
aufzuweisen. Die Minimalbreite von 2.0 m darf nicht
unterschritten werden. Innerhalb dieses Bereichs
sind keine Stützmauern zulässig.

3) Die Trennbepflanzung hat hinsichtlich Arten und
Struktur eine grosse Vielfalt aufzuweisen und ist mit
einheimischen, standortgerechten Gehölzen zu be-
pflanzen und zu unterhalten.

Bisher zwar im Zonenplan
festgelegt, aber keine
Bestimmungen im BZR
vorhanden.

Art. 65 Spielplätze und Freizeitanlagen
1) Spielplätze und Freizeitanlagen gemäss den Richtli-

nien des Planungs- und Baugesetzes sind bei Wohn-
bauten und Überbauungen mit vier und mehr Famili-
enwohnungen zu erstellen.

2) Sie müssen genügend besonnt sein und abseits der
durch Fahrzeuge befahrenen Flächen liegen.

3) Verunmöglichen die örtlichen Verhältnisse die Erstel-
lung der erforderlichen Spielplätze und Freizeitanla-
gen, hat der Bauherr eine Ersatzabgabe von 0.5 %
der Baukosten für Familienwohnungen zu entrichten.

Art. 48 Spielplätze und Freizeitanlagen
1) Spielplätze und Freizeitanlagen sind gemäss den

Richtlinien des Baudepartements bereits bei Wohn-
bauten und Überbauungen mit vier und mehr Famili-
enwohnungen zu erstellen.

2) Bei Wohnbauten und Überbauungen mit vier und
mehr Familienwohnungen sind an geeigneter Stelle
auf dem Baugrundstück mindestens 10 m2 pro Woh-
nung für Pflanzgärten freizuhalten und den Bewoh-
nern auf Wunsch zur Verfügung zu stellen.

3) Verunmöglichen die örtlichen Verhältnisse die Erstel-
lung der erforderlichen Spielplätze und Freizeitanla-
gen, hat der Bauherr eine Ersatzabgabe von 0.5 %
der Baukosten für Familienwohnungen zu entrichten.

4) Familienwohnungen sind Wohnungen, die mindes-
tens den Anforderungen an eine Wohnung für einen
3-Personen-Haushalt gemäss der Verordnung über
Nettoflächen und Raumprogramm sowie über Aus-
stattung von Küche und Hygienebereich zum Wohn-
bau- und Eigentumsförderungsgesetz entsprechen.

Übernahme aus Entwurf
BZR Entlebuch

Definition Familienwoh-
nungen verschoben und
an PBG angepasst. Neu
als Art. 4.

Art. 66 Abstände
1) Wo kein genehmigter Bebauungs-, Baulinien-, Stras-

sen- oder Gestaltungsplan vorliegt, gelten die Min-
destabstände des Strassengesetzes.

Art. 49 Abstände
1) Wo kein genehmigter Bebauungs-, Baulinien-, Stras-

sen- oder Gestaltungsplan vorliegt, gelten die Min-
destabstände des Strassengesetzes.
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2) Wenn in Gestaltungsplänen die Abstände gemäss
kantonalem Recht gegenüber Kantonsstrassen un-
terschritten werden sollen, ist vor der Genehmigung
durch den Gemeinderat die Ausnahmebewilligung
der zuständigen kantonalen Instanz einzuholen.

3) Für das Nähere wird auf die §§ 84 ff. des Strassen-
gesetzes verwiesen.

2) Wenn in Gestaltungsplänen die Abstände gemäss
kantonalem Recht gegenüber Kantonsstrassen un-
terschritten werden sollen, ist vor der Genehmigung
durch den Gemeinderat die Ausnahmebewilligung
der zuständigen kantonalen Instanz einzuholen.

3) Für das Nähere wird auf die §§ 84 ff. des Strassen-
gesetzes verwiesen.

4) Das Strassenverzeichnis kann auf der Gemeinde-
kanzlei eingesehen werden.

Nur Festlegungen im
BZR, keine Informationen

Art. 67 Abstellplätze für Personenwagen
1) Bei Neubauten, Nutzungsänderungen und grösse-

ren Umbauten hat der Bauherr auf privatem Grund
ausreichende Ein- und Abstellflächen (Autos, Motor-
räder, Velos usw.) zu schaffen.

2) Die Zahl der Abstellplätze für Motorfahrzeuge ist im
Sinne von § 93 ff. des Strassengesetzes wie folgt zu
berechnen:

a) Für Bewohnende von Wohnbauten 1,5 pro
Wohnung, mindestens aber 2 pro Haus;

b) Für Besuchende ist ein Teil der erforderlichen
Parkplätze für Bewohnende freizuhalten, min-
destens 1 pro Haus. Garagenvorplätze von
Einzelgaragen können als Abstellplätze für Be-
suchende mitgezählt werden.

3) Für gewerbliche, industrielle und öffentliche Nutzun-
gen legt der Gemeinderat die Anzahl zu erstellender
Abstellplätze aufgrund der aktuell geltenden Normen
(VSS 40 281) fest.

4) Bruchteile von Parkplätzen sind aufzurunden.
5) Die vorgeschriebenen Personenwagen-Abstellplätze

sind zweckmässig zusammenzufassen und abseits
des Strassenraumes auf privatem Grund zu realisie-
ren. Sie dürfen nicht zweckentfremdet werden. Die
Fläche für einen Personenwagen-Abstellplatz muss
den Mindestanforderungen der aktuell geltenden
Normen (VSS 40 291) genügen.

6) Abstellplätze sind durch eine gute Gestaltung und
Begrünung in die Umgebung einzufügen. Offene Ab-
stellplätze sind mit sickerfähigen Belägen auszufüh-
ren.

7) Der Gemeinderat kann eine grössere Anzahl Abstell-
plätze verlangen oder eine etappenweise Schaffung
bewilligen sowie die Anzahl Abstellplätze reduzieren
oder untersagen, wenn besondere Gründe dies
rechtfertigen. Als besondere Gründe für eine Reduk-
tion gelten insbesondere der Schutz des Ortsbildes,
Nutzungen mit geringem Verkehrsaufkommen wie
Alterswohnungen sowie die Realisierung energieeffi-
zienter Bau- und Nutzungskonzepte. Eine Reduktion
ist nur auf Basis eines Mobilitätskonzepts gemäss
Art. 68 zulässig. Der Gemeinderat kann bei minima-
len Auswirkungen davon absehen.

8) Bei Bauvorhaben mit mehr als 20 Parkplätzen ist die
darüber hinaus gehende Parkierungsfläche unterir-
disch (als Einstellhalle im Sinne von §13a PBV) oder
ins geplante Bauvolumen integriert anzulegen.

9) Bei Wohnbauten und Überbauungen mit fünf oder
mehr Wohnungen ist die notwendige Infrastruktur für
die E-Mobilität vorzusehen und mindestens soweit
zu installieren, dass eine einfache Nachrüstung mög-
lich ist (Anschluss Ladestation, Lastenmanagement).

10) Die Ersatzabgabe gemäss § 95 StrG beträgt pro feh-
lenden Abstellplatz CHF 8‘000.-. Der Gemeinderat
verwendet die Ersatzabgaben für die Erstellung von
öffentlichen Abstellplätzen oder für die Förderung
des öffentlichen Verkehrs. Die Ersatzabgabe ist mit
dem Eintritt der Rechtskraft der Baubewilligung zu
bezahlen. Bei einer Reduktion der Anzahl

Art. 50 Abstellplätze
1) Bei Neubauten, grösseren Umbauten und Nutzungs-

änderungen sind die notwendigen Abstellplätze zu
erstellen.

2) Die Zahl der Parkplätze für Motorfahrzeuge ist im
Sinne von § 93 ff. des Strassengesetzes wie folgt zu
berechnen:

 für Wohnbauten 1,5 pro Wohnung, mindes-
tens aber  2 pro Haus;

 für Gewerbebauten
1 pro Arbeitsplatz;

 für Verkaufsgeschäfte
2 pro Arbeitsplatz;

 für Gastbetriebe 1 pro 5 Sitzplätze,
1 pro 3 Betten;

 für Versammlungslokale usw.
1 pro 10 Sitzplätze.

3) Bruchteile von Parkplätzen sind aufzurunden
4) Solange keine Probleme auftreten, kann der Ge-

meinderat auf Zusehen hin eine kleinere Zahl von Ab-
stellplätzen bewilligen. Beim Auftreten von Proble-
men kann er jedoch jederzeit die Erstellung der feh-
lenden Parkplätze oder die Einrichtung der Ersatzab-
gabe gemäss Abs. 6 verlangen.

5) Für nicht erwähnte Anlagen, insbesondere für Sport-
anlagen, legt der Gemeinderat die Parkplatzzahl fest.
Er kann dazu ein Fachgutachten erstellen lassen.

6) Ein Teil der nach Abs. 1 erforderlichen Parkplätze ist
für Besucher freizuhalten. Garagenvorplätze zu Ein-
zelgaragen können als Besucherparkplätze mitge-
zählt werden.

7) Der Gemeinderat kann die Zahl der Abstellplätze ge-
stützt auf § 94 des Strassengesetzes zum Schutz
des Orts- und Landschaftsbildes beschränken.

8) Kann die Zahl der nach Abs. 1 erforderlichen Abstell-
plätze nicht erreicht werden, so ist vom Bauherrn für
die fehlenden Stellplätze eine Ersatzabgabe zu leis-
ten. Die Höhe der Ersatzabgabe beträgt für jeden
nicht erstellten Abstellplatz einen Drittel der durch-
schnittlichen Kosten, die für die Erstellung eines of-
fenen Abstellplatzes, inkl. Bodenpreis gerechnet
werden müssen.

9) Der Gemeinderat verwendet die Ersatzabgaben für
die Erstellung von öffentlichen Abstellplätzen oder für
die Förderung des öffentlichen Verkehrs.

Die VSS-Normen regeln
für diverse Nutzungen die
Richtwerte (auch für öf-
fentliche Nutzungen wie
z.B. in alt-Abs. 5)
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Abstellplätze basierend auf einem Mobilitätskonzept
gemäss Art. 68 ist keine Ersatzabgabe zu leisten.

Art. 68 Mobilitätskonzept
1) Der Gemeinderat kann in Planungs- und Baubewilli-

gungsverfahren Mobilitätskonzepte verlangen, wenn
a) sich Überlastungen auf dem übergeordneten

Strassennetz abzeichnen,
b) dies zur Sicherstellung der Verkehrssicherheit

notwendig ist;
c) dies zur Vermeidung zusätzlicher Immissionen

auf Wohn- und Kernzonen erforderlich ist.
2) Mobilitätskonzepte müssen folgende Mindestinhalte

aufweisen:
a) Ziele, Zweck und Zuständigkeit
b) Projektbeschrieb mit Nutzungen, Herleitung

der Anzahl Abstellplätze inkl. Velos, Anbin-
dung an ÖV, Fuss- und Veloverkehr sowie
wichtigste Ziele und Quellen des erwarteten
Verkehrsaufkommens.

c) Massnahmen betreffend

 Anreize zur Benützung des ÖV sowie des
Fuss- und Veloverkehrs (bspw. Carsharing,
Parkplatzbewirtschaftung, Vergünstigung
ÖV, attraktive Fuss- und Veloanbindung)

 Vermeidung zusätzlicher Verkehrsbelastung
in Wohngebieten

d) Verbesserte Massnahmen, sofern Ziele nicht
erreicht werden.

Übernommen aus Ent-
wurf BZR Entlebuch

Art. 69 Abstellplätze für Motorräder und Fahrräder
1) Wo aufgrund der Nutzung der Bauten mit dem regel-

mässigen Abstellen von Motorrädern und Fahrrädern
zu rechnen ist, sind für diese Fahrzeuge besondere
Abstellflächen zu erstellen.

2) Wo Abstellplätze benötigt werden, gilt die Norm
VSS 40 065.

Gem. Parkplatzreglement
Entlebuch und BZR Em-
men

Art. 70 Einstellräume für Kinderwagen und Fahr-
radanhänger

In Gebäuden mit mindestens fünf Wohnungen, sind
in Verbindung zum Treppenhaus genügend grosse,
von aussen ohne Treppe und nicht über die Tiefga-
rage erschlossene, zugängliche Einstellräume für
Kinderwagen und Fahrradanhänger zu erstellen
(Richtwert: 5 m² pro Wohnung ≥ 4.5 Zimmer, 3 m²
pro Wohnung < 4.5 Zimmer).

Gem. BZR Eschenbach

Art. 71 Versickerung
1) Das Oberflächenwasser von Ausfahrten, Ausgängen

und Garagevorplätzen ist nach Möglichkeit auf dem
eigenen Grundstück grossflächig versickern zu las-
sen.

2) Die offenen Abstellplätze sind in sickerfähigem Belag
(Rasengitter, Kiesbeläge usw.) auszuführen.

3) Im Rahmen von Baubewilligungen kann die Offenle-
gung eingedeckter Bachläufe angeordnet werden.

Art. 51 Versickerung
1) Das Oberflächenwasser von Ausfahrten, Ausgängen

und Garagevorplätzen ist nach Möglichkeit auf dem
eigenen Grundstück grossflächig versickern zu las-
sen.

2) Die offenen Abstellplätze sind in sickerfähigem Belag
(Rasengitter, Kiesbeläge usw.) auszuführen.

3) Im Rahmen von Baubewilligungen kann die Offenle-
gung eingedeckter Bachläufe angeordnet werden.

Art. 52 Zusammenbau

…

Neu Art. 62

Art. 53 Dachausbau, Dachgestaltung
10) …

Neu Art. 61

Art. 54 Gestaltung von Bauten und Anlagen
11) …

Neu Art. 60
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Art. 72 Energie
1) Bei Überbauungen mit mehr als 3’000 m² Energie-

bezugsfläche kann die Gemeinde verlangen, dass
eine gemeinsame Heizanlage erstellt wird. Es gelten
die entsprechenden Vorschriften aus dem kantona-
len Energiegesetz.

2) Im Baubewilligungsverfahren kann die zuständige
Stelle eine Anschlusspflicht an ein Fernwärmenetz
verlangen, sofern dem Gesuchsteller dadurch keine
unzumutbaren Kosten entstehen. Es gelten  die ent-
sprechenden Vorschriften aus dem Kantonalen
Energiegesetz.

Entspricht Vorgaben kant.
Energiegesetz (analog
BZR Entlebuch)

Art. 73 Beleuchtungen und Lichtimmissionen
1) Sämtliche Lichtemissionen sind möglichst durch

Massnahmen an der Quelle auf das objektiv Notwen-
dige zu beschränken und sind energieeffizient und
umweltschonend zu betreiben. Durch eine optimale
Wahl und Ausrichtung der Leuchtung sowie im Be-
darfsfall durch Abschirmungen ist Licht nur dorthin
strahlen zu lassen, wo es dem Beleuchtungszweck
dient. Himmelwärts strahlende stationäre oder mo-
bile Beleuchtungsanlagen, wie z. B. Skybeamer, sind
nicht zulässig. Die Beleuchtungsstärke und die Zeit-
dauer der Beleuchtung sind so weit wie möglich zu
reduzieren (durch Zeitschaltung, Bewegungsmelder
etc.).

2) Lichtreklamen, beleuchtete Reklamen sowie be-
leuchtete Schaufenster sind von 22.00 Uhr bis 06.00
Uhr auszuschalten. Davon ausgenommen sind Be-
triebe während der bewilligten Betriebszeit, sofern
ein ausreichendes Interesse geltend gemacht wer-
den kann.

3) Lichtemissionen in Ruheräume (Schlafzimmer) sind
möglichst zu vermeiden. Naturräume (Wildtierkorri-
dore, Siedlungsränder, Grünzonen, Flüsse etc.) dür-
fen durch kein weisses Licht (Blauanteil) und keine
Strahlung im UV-Bereich gestört werden.

Neue Festlegung auf-
grund Antrag aus der Vor-
prüfung.

Art. 74 Baubewilligungen in lärmbelasteten Gebie-
ten

1) In lärmbelasteten Gebieten gelten Art. 29 bis 31 der
Eidgenössischen Lärmschutzverordnung (LSV). Eine
Gestaltungsplan- oder Baubewilligung für Gebäude
mit lärmempfindlicher Nutzung kann erst nach Vor-
liegen eines entsprechenden Nachweises, dass der
massgebliche Grenzwert eingehalten wird, erteilt
werden.

2) Kann der Grenzwert trotz Lärmschutzmassnahmen
nicht eingehalten werden, so ist das überwiegende
Interesse auszuweisen und der kantonalen Dienst-
stelle Umwelt und Energie ist ein Gesuch um eine
Ausnahmebewilligung gemäss Art. 30 LSV, bzw.
eine Zustimmung gemäss Art. 31 LSV einzureichen.

3) Bei Parzellen, die nach 1985 in eine Bauzone einge-
zont wurden, gilt Art. 29 LSV und es besteht keine
Möglichkeit von Ausnahmen.

Neue Festlegung auf-
grund Antrag aus der Vor-
prüfung.

Art. 55 Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie
1) An bestehenden Gebäuden sind Sonnenkollektoren

und Solarzellen besonders sorgfältig anzuordnen.
Für die Wärmegewinnung sind in erster Linie Unter-
dachkollektoren zu verwenden.

2) Bei Neubauten sind Sonnenkollektoren resp. Solar-
zellen als Dach- oder Fassadenelemente in die Ge-
bäudehülle zu integrieren.

3) Freistehende Anlagen sind in Bodennähe zu installie-
ren.

In Art. 61 geregelt.
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Art. 56 Hochhäuser

Die Erstellung von Hochhäusern im Sinne von § 166
PBG ist im ganzen Gemeindegebiet mit Ausnahmen
der Arbeitszone nicht zulässig.

Geregelt durch § 166
PBG und kant. Richtplan

6. Gebühren, Straf- und Schlussbestimmun-
gen

7. Aufsicht, Vollzug, Gebühren

Art. 57 Zuständige Behörde, Gutachten
1) Die Aufsicht über das Bauwesen und die Handha-

bung dieses Reglements obliegt dem Gemeinderat,
der diese Vorschriften von Amtes wegen anwendet.

2) Der Gemeinderat kann zur Begutachtung von Bau-
fragen und Bauvorhaben auf Kosten der Gesuchstel-
ler neutrale Fachleute als Gutachter beiziehen. Er
kann ferner den Beizug qualifizierter Architekten und
die Durchführung ordentlicher Architekturwettbe-
werbe fördern. Bei wichtigen Fragen des Natur- und
Landschaftsschutzes hat er die zuständigen Fach-
stellen des Kantons zu informieren und ihre Stellung-
nahme bei seiner Entscheidung mit zu berücksichti-
gen.

Durch Allgemeine Bestim-
mungen und Gemein-
same Bestimmungen ge-
regelt.

Art. 58 Baukontrolle

Zwecks Erleichterung der Kontrolle sind bei der Ausste-
ckung des Baugespannes die Grenzpunkte des Bau-
grundstückes freizulegen und gut sichtbar zu markie-
ren.

Art. 75 Gebühren
1) Die Gebühren für die amtlichen Kosten von Entschei-

den und die übrigen Aufwendungen bei der Erfüllung
planungs- und baurechtlicher Aufgaben werden
nach Aufwand in Rechnung gestellt. Zudem hat die
Gemeinde Anspruch auf Ersatz von Auslagen für den
Beizug von Fachpersonen, die Durchführung von Ex-
pertisen und die Baukontrolle.

2) Der Gemeinderat legt den massgebenden Stunden-
ansatz zwischen Fr. 60.- und 200.- fest.

3) Gebühren und Auslagen hat zu tragen, wer die ent-
sprechenden Handlungen veranlasst.

4) Der Gemeinderat kann zur Sicherstellung von Ge-
bühren und Ersatzabgaben Kostenvorschüsse ver-
langen.

Art. 59 Gebühren
1) Für die Erfüllung der planungs- und baurechtlichen

Aufgaben erhebt die Gemeinde kostendeckende
Gebühren, die der Gemeinderat in einer Gebühren-
ordnung festsetzt sowie eine Spruchgebühr.

2) Die Spruchgebühren werden in kleine (Umbauten,
Nutzungsänderungen), mittlere (Wohnbauten EFH,
MFH, Landwirtschafts- und Gewerbebauten) und
grosse Bewilligungsverfahren (Bauten und Nut-
zungspläne) unterteilt. Bei ausserordentlichem Auf-
wand erhöht sich die Gebühr entsprechend dem zu-
sätzlichen Zeitaufwand.

3) Für kleine Bewilligungsverfahren mit Baukosten unter
Fr. 100'000.- wird eine Spruchgebühr des Gemein-
derats von Fr. 200.- erhoben.

4) Für mittlere Bewilligungsverfahren mit Baukosten
über Fr. 100'000.- wird eine Spruch-gebühr des Ge-
meinderats von 2 o/oo der mutmasslichen Baukosten
erhoben.

5) Für die Genehmigung von Abänderungen von Bau-
gesuchen (Planänderungen und dgl.) beträgt die
Spruchgebühr des Gemeinderates die Hälfte, min-
destens Fr. 100.-.

6) Für grosse Bauvorhaben, Gestaltungspläne usw. er-
hebt der Gemeinderat eine Spruch-ebühr, die sich
nach Zeitaufwand richtet und als Teilzahlungen ver-
rechnet werden kann.

7) In den Spruchgebühren nicht enthalten sind: Spe-
sen, Publikation, Überprüfen der Umweltverträglich-
keit oder der Wärme- und Lärmschutzanforderun-
gen, Beizug von verwaltungsexterner Fachleute,
Nachführungskosten Grundbuch, Erstellen des Ka-
tasterplans Kanalisation, Aufwändungen des regio-
nalen Bauamtes für die vorgeschriebenen Baukon-
trollen sowie der Mehraufwand bei unvollständigen
oder mangelhaften Baugesuchsunterlagen.

Übernahme aus MBZR

Art. 76 Beiträge
Der Gemeinderat kann Massnahmen zur Erhaltung,
Pflege und Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes
mit Beiträgen unterstützen.

Art. 60 Beiträge
Der Gemeinderat kann Massnahmen zur Erhaltung,
Pflege und Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes
mit Beiträgen unterstützen.
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8. Schlussbestimmungen

Art. 77 Strafbestimmungen
1) Wer vorsätzlich und ohne Berechtigung ein Natur-

schutzobjekt zerstört oder schwer beschädigt, wird
gemäss § 53 Abs. 1 NLG mit Freiheitsstrafe bis zu
einem Jahr oder Geldstrafe bestraft. In leichten Fäl-
len, oder wenn der Täter fahrlässig handelt, ist die
Strafe Busse bis 40'000 Franken.

2) Wer die Vorschriften in den Art. 38 Abs. 2, Art. 39
Absatz 2, 3 und 5, Art. 44 Abs. 2 bis 4, 7, 9 bis 13
und 15, Art. 45, Art. 43 Abs. 3, Art. 32 Abs. 2 sowie
Art. 48 Abs. 1 und 3 dieses Bau- und Zonenregle-
ments verletzt, wird gemäss § 53 Abs. 2b NLG mit
Busse bis zu 20'000 Franken, in leichten Fällen bis
zu 5'000 Franken bestraft.

Art. 61 Strafen, Wiederherstellung
1) Die Vorschriften des Planungs- und Baugesetzes

über die Wiederherstellung des gesetzmässigen Zu-
standes und die Einstellung der Bauarbeiten gelten
auch für die Vorschriften dieses Reglements.

2) Wer vorsätzlich und ohne Berechtigung ein Natur-
schutzobjekt zerstört oder schwer beschädigt, wird
gemäss § 53 Abs. 1 NLG mit Gefängnis bis zu einem
Jahr oder Busse bis Fr. 100'000.- bestraft. In leich-
ten Fällen, oder wenn der Täter fahrlässig handelt, ist
die Strafe Haft oder Busse bis Fr. 40'000.-.

3) Wer die Vorschriften in den Art. 27 Abs. 2, Art. 28
Abs. 2 bis 7, Art. 29 Abs. 2 bis 4, 7, 9 bis 13 und 15,
Art. 30, Art. 31 Abs. 5 und 6, Art. 32 Abs. 2 sowie
Art. 42 Abs. 1, 3 und 5 bis 7 verletzt, wird gemäss §
53 Abs. 2 NLG mit Bussen bis Fr. 20‘000.-, in leich-
ten Fällen bis Fr. 5'000.- bestraft.

4) Im Übrigen gelten die Strafbestimmungen gemäss
§213 PBG.

Art. 62 Beschwerderecht
1) Gegen die in Anwendung dieses Reglements gefass-

ten Beschlüsse und Entscheide des Gemeinderates
über Bebauungspläne kann innert 20 Tagen seit dem
Tag der Beschlussfassung beim Regierungsrat Ver-
waltungsbeschwerde eingereicht werden.

2) Gegen die in Anwendung dieses Reglements gefass-
ten Entscheide des Gemeinderates über Baugesu-
che und Gestaltungspläne kann innert 20 Tagen seit
Zustellung beim Verwaltungsgericht Verwaltungsge-
richtsbeschwerde eingereicht werden.

3) Im Übrigen gelten die Verfahrensvorschriften des
kantonalen Rechts.

Durch PBG geregelt.

Art. 78 Inkrafttreten
1) Dieses Reglement tritt nach der Annahme durch die

Einwohnergemeinde mit der Genehmigung des Re-
gierungsrates in Kraft. Es ersetzt das Reglement vom
28. November 2008.

2) Alle zur Zeit des Inkrafttretens noch nicht entschie-
denen Baugesuche sind nach diesen Vorschriften zu
beurteilen.

3) Folgende Gestaltungspläne und deren allenfalls
nachträglich erfolgten Änderungen werden mit der
Genehmigung des vorliegenden Bau- und Zonenreg-
lements durch den Regierungsrat aufgehoben:

a) GPFarbstutz, 20. August 2019
b) GP Mooshof, 27. Juli 2009
c) GP Moosmatte, 1. Etappe, 14. März 1997
d) GP Moosmatte, 2. Etappe, 6. Dezember 1999
e) GP Rinderberg-Witebach, 19. August 2010,

inkl. Ergänzung vom 16. März 2021

Art. 63 Inkrafttreten
1) Dieses Reglement tritt nach der Annahme durch die

Einwohnergemeinde mit der Genehmigung des Re-
gierungsrates in Kraft. Es ersetzt das Reglement vom
19. August 1994.

2) Alle zur Zeit des Inkrafttretens noch nicht entschie-
denen Baugesuche sind nach diesen Vorschriften zu
beurteilen.
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ANHANG 1: ÜBERSICHT ÜBER DIE GRUNDMASSE UND LÄRMEMPFINDLICHKEITSSTUFEN

Zone Abk. Lage/Typ

ÜZ Hauptbauten 1)
ÜZ Neben-
bauten 2)

Gesamthöhe 3)
Gebäude-

länge max. 4)

Lärm-
ES 5)ÜZ-a ÜZ-b ÜZ-c min. Grundwert max.

Dorfkernzone

D I -- -- -- -- -- -- -- -- III

D II -- -- -- -- -- 13.0 m 15.0 m 35.0 m III

DH -- -- -- -- -- -- -- -- II

Kurzone Heiligkreuz KH -- -- -- -- -- -- -- -- III

Wohnzone 2

W2a 0.18 0.21 0.24 0.08 -- 7.5 m 9.5 m 20.0 m II

W2b 0.21 0.24 0.27 0.08 -- 9.0 m 11.0 m 25.0 m II

W2c 0.24 0.27 0.30 0.08 -- 9.0 m 11.0 m 25.0 m II

Wohnzone 3 W3 0.24 0.27 0.30 0.06 -- 11.0 m 13.0 m 35.0 m II

Wohnzone 4 W4 0.24 0.27 0.30 0.06 9.0 m 15.0 m 17.0 m 40.0 m II

Wohn- und Arbeitszone 3a WA3a
Typ 1 0.24 0.27 0.30 -- --

11.0 m 13.0 m 40.0 m
II

Typ 2 0.15 0.18 0.21 -- -- III

Wohn- und Arbeitszone 3b WA3b
Typ 1 0.24 0.27 0.30 -- 9.0 m

13.0 m 15.0 m 40.0 m
II

Typ 2 0.18 0.21 0.24 -- -- III

Arbeitszone A -- -- -- -- -- -- -- -- III

Sonderbauzone Zwischenwassern SZw -- -- -- -- -- -- -- -- III

Sonderbauzone Zinggen SZi -- -- -- -- -- -- -- -- III/IV

Sonderbauzone Viehhandlung SV -- -- -- -- -- -- -- -- III

Sonderbauzone Parkplatz SP keine Hochbauten gestattet
1) Überbauungsziffer gem. Art. 9 BZR: ÜZ-a für kubische Bauten, ÜZ-b bei Attika oder Schrägdach mit reduzierter Fassadenhöhe, ÜZ-c bei um 3.0 m reduzierter Gesamthöhe (vgl. Skizzen Anhang 2)
2) Überbauungsziffer für Nebenbauten gem. Art. 10 BZR.
3) Max. Gesamthöhe gem. Art. 54 BZR. Die Gesamthöhe erstreckt sich vom massgebenden Terrain zum höchsten Punkt der Dachkonstruktion. Bei Schrägdächern darf die Oberkante der Dachfläche max. 0.5 m über

diesem Punkt liegen (§ 34 PBV).
4) Max. Gebäudelänge gem. § 112a PBG
5) Lärmempfindlichkeitsstufe gem. Art. 43 LSV
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ANHANG 2: SKIZZE ZU GRUNDMASSEN (BEISPIEL ZU ART. 9)
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ANHANG 3: VORGABEN FÜR GEBIETE MIT BEBAUUNGS-
ODER GESTALTUNGSPLANPFLICHT (ZU ART. 51 BZR)
Die Parzellenangaben dienen der Orientierung und sind nicht verbindlich. Massgebend ist der Perimeter
gemäss Zonenplan.

GP-
Gebiet

Ortsbezeichnung Anforderungen

BP Heiligkreuz
(Parz. 355 und 1421)

a) Ortsbaulich und architektonisch überdurchschnittliche Qualität der
Bauten

b) Optimale Eingliederung der Volumina in die Landschaft

c) Keine Konkurrenzierung mit der Baugruppe Heiligkreuz gem. ISOS,
deutliche Abgrenzung zur Baugruppe Heiligkreuz durch Bepflan-
zung und Gehölz

d) Es sind gute Rahmenbedingungen für eine nachhaltige Mobilität
(Massnahmen zur Minimierung des motorisierten Individualver-
kehrs) zu schaffen

e) Energetisch vorbildliche Bebauung

GP Underchile a) Einhaltung der Mindestabstände für Tierhaltungsbetriebe gemäss
FAT-Bericht Nr. 476 der Forschungsanstalt für Agrarwirtschaft und
Landtechnik

b) Gewährleistung einer ausreichenden Wohnhygiene

c) Etappierung von Osten nach Westen

d) Berücksichtigung Störfallrisiko Transitgasleitung

GP Zinggen a) Räumliche Organisation gemäss Betriebskonzept.

b) Flächenreserven für Verlegung von Bauten aus der roten Zone.

c) Rekultivierungsplan für eine allfällige Rückführung der unüberbau-
ten Flächen auf den Parzellen Nr. 17 und 18 in die Landwirt-
schaftszone.

d) Bezeichnung des zulässigen Standortes der Betriebsleiterwoh-
nung: Der Standort der Betriebsleiterwohnung auf der Parz. Nr.
1093, 19 oder 18 (nur angrenzend an Parz. Nr. 19) muss verbind-
lich bezeichnet werden.

e) Die für die Lagerung von Kies vorgesehenen Flächen sind speziell
zu bezeichnen.

f) Die bestehende Werkzufahrt ist zu bezeichnen.

g) Für die nicht der Zufahrt zu den Bauten dienenden Flächen sind
Naturmaterialien (Kies, Schotterrasen u.dgl.) vorzusehen.

h) Für die Wohnbauten ist die Einhaltung der Lärmschutzvorschriften
nachzuweisen. Massgebend für die lärmtechnische Beurteilung ist
Art. 29 der Lärmschutz-Verordnung.
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ANHANG 4: VORGABEN FÜR GEBIETE MIT
GESTALTERISCHER EINHEIT (ZU ART. 53 BZR)
Die Ortsangaben dienen der Orientierung und sind nicht verbindlich. Massgebend ist der Perimeter gemäss
Zonenplan.

Ortsbezeichnung Anforderungen

Heiligkreuz West
(Witebach, Ober
Witebach, Talstation
Skilift)

a) Die Gebäude sind mit einem verputzen Sockelgeschoss und einem Auf-
bau aus Holz oder in Holz verkleidet zu erstellen. Im Gebiet Witebach
sind auch Abriebfassaden zulässig. Grelle Farbtöne sind nicht gestattet.

b) Es besteht die Pflicht zur Erstellung von Satteldächern. Die Dachneigung
beträgt 15° - 45°. Die Dächer sind mit Ton-/Betonziegel oder Eternit in
Brauntönen zu erstellen. Welleternit- und Metalldächer sind nicht gestat-
tet.

Heiligkreuz Ost
(Rinderberg)

a) Die Gebäude sind mit einem verputzen Sockelgeschoss und einem Auf-
bau aus Holz oder in Holz verkleidet zu erstellen. Grelle Farbtöne sind
nicht gestattet. Die Farbe der Fassade ist jener von Holz (Brauntöne) an-
zupassen.

b) Es besteht die Pflicht zur Erstellung von Satteldächern. Die Dachneigung
beträgt 15° - 45°. Die Dächer sind mit Ton-/Betonziegel oder Eternit in
Brauntönen zu erstellen. Welleternit- und Metalldächer sind nicht gestat-
tet.

ANHANG 5: SKIZZE ZU ÜZ-TYPEN IN WOHN- UND
ARBEITSZONEN (ZU ART. 19 BZR)

ANHANG 6: BESONDERE NATUROBJEKTE (ZU ART. 47 BZR)
Nummer Objektbezeichnung

1 Schwefelquelle; Ihre Nutzung setzt ein vom Gemeinderat genehmigtes Gesamtkonzept
gemäss den Bestimmungen der Sonderzone Schimbrig-Bad voraus.

2 Fossilfundstellen; fossile Pflanzen in Mergelbänken am linken Entlenufer.
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